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Anmeldung einer Veranstaltung zur Veranstalter-Haftpflichtversicherung des AStA 

Bitte mindestens zwei Wochen vor der Veranstaltung vollständig ausgefüllt an finanzen@asta-hannover.de senden. Die 
Veranstaltung gilt erst nach schriftlicher Freigabe durch das Finanzreferat als angemeldet. 

1.  Veranstaltung 

Titel der Veranstaltung 

Datum, Uhrzeit (Beginn – Ende; inkl. Auf- und Abbau) 

Veranstaltungsort (Adresse, Raum) – nur innerhalb Hannovers 

Art des Veranstaltungsortes 

☐ Uni-Räumlichkeiten     ☐ Fachschaftsräume     ☐ angemietete Räume/Fläche 

Vermieter/Eigentümer (falls angemietet): 

Innen oder außen? 

☐ innen     ☐ außen     ☐ beides 

Eintritt? 

☐ nein     ☐ ja, Höhe: 

Art der Veranstaltung 

☐ Party/Tanzveranstaltung     ☐ Konzert     ☐ Fest (z. B. Grill-, Sommerfest)     ☐ Sportveranstaltung 

☐ Sonstiges: 

Kurze Beschreibung und Ablauf der Veranstaltung 

Erwartete Besucherzahl (höchstens 350 
gleichzeitig) 

 

Einlasskontrolle/Begrenzung der Besucherzahl durch 

 

2.  Veranstalter 

Fachschaft/Gruppe Name, Vorname der verantwortlichen Person 

E-Mailadresse Handynummer (am Veranstaltungstag erreichbar) 

Vertretung vor Ort (Name, Vorname) Handynummer der Vertretung 

3.  Durchführung 

Verkauf/Ausgabe von Speisen oder Getränken in eigener Regie? 

☐ nein     ☐ ja 

Ausschank von Alkohol? 

☐ nein     ☐ ja 

Externe Dienstleister (z. B. Security, Technik, Catering, DJ)? 

☐ nein     ☐ ja, welche: 

Geliehene oder gemietete Technik/Gegenstände (z. B. Anlage, Licht, Möbel)? 

☐ nein     ☐ ja, was und von wem: 

Werden Schlüssel, Transponder oder Codekarten ausgeliehen? 

☐ nein     ☐ ja, von wem: 
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4.  Besondere Risiken (bitte jede Frage beantworten) 

Es werden Zelte, Bühnen oder Tribünen auf- bzw. abgebaut. ☐ ja ☐ nein 

Es wird Feuerwerk, Pyrotechnik oder Böller eingesetzt. ☐ ja ☐ nein 

Es findet ein Umzug oder eine Veranstaltung auf öffentlichen Straßen statt. ☐ ja ☐ nein 

Fahrzeuge oder Tiere sind Teil der Veranstaltung. ☐ ja ☐ nein 

Es finden Rennen statt (z. B. Rad-, Seifenkisten-, Pferderennen, Regatten). ☐ ja ☐ nein 

Es können mehr als 350 Personen gleichzeitig anwesend sein. ☐ ja ☐ nein 

Die Veranstaltung findet (teilweise) außerhalb Hannovers statt. ☐ ja ☐ nein 

Wird eine dieser Fragen mit „ja“ beantwortet, ist die Veranstaltung möglicherweise nicht versichert. Das Finanzreferat klärt dies vor einer 
Freigabe mit dem Versicherer. 

5.  Erklärung 

☐ Ich habe die Versicherungsunterlagen der SIGNAL IDUNA (Anlage 2) zur Kenntnis genommen und verpflichte mich, die 

Veranstaltung nur im Rahmen des danach bestehenden Versicherungsschutzes durchzuführen. 

☐ Ich habe die Auflagen für Veranstaltungen (Anlage 1) zur Kenntnis genommen und setze sie bei der Veranstaltung um. Mir 

ist bekannt, dass die Veranstaltung bei Nichtbeachtung von der Übernahme durch die Versicherung des AStA 
ausgeschlossen ist. 

☐ Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der gemachten Angaben. Änderungen (z. B. Ort, Datum, Besucherzahl) 

teile ich dem Finanzreferat unverzüglich mit. 

☐ Schäden oder Vorfälle melde ich unverzüglich dem Finanzreferat und bestätige nach der Veranstaltung deren 

Durchführung und die tatsächliche Besucherzahl. 
☐ Mir ist bekannt, dass die veranstaltende Fachschaft bzw. Gruppe für Schäden selbst aufkommt, die die Versicherung 

wegen eines Verstoßes gegen die Versicherungsbedingungen oder wegen falscher oder unvollständiger Angaben nicht 
übernimmt, und den AStA insoweit von Ansprüchen Dritter freistellt. 

Datum Unterschrift der verantwortlichen Person 

Nur bis hier ausfüllen! 

Interne Bearbeitung durch das Finanzreferat 

Eingang am Lfd. Nr. im Veranstaltungsregister Versicherungsjahr 

Entscheidung 
☐ freigegeben 

☐ abgelehnt 

☐ Rückfrage beim Versicherer 

am / durch Bemerkung 

Durchführung 
☐ hat stattgefunden 

☐ abgesagt 

Tatsächliche Besucherzahl Bestätigt am 

 
 
 
 
 

Anlagen 

1. Auflagen für Veranstaltungen 
2. Versicherungsunterlagen der SIGNAL IDUNA 
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Anlage 1: Auflagen für Veranstaltungen 

Veranstaltungen, die über die Veranstalter-Haftpflichtversicherung des AStA laufen, müssen die folgenden 

Auflagen erfüllen. 

Allgemeines 

– Wo Essen angeboten wird, gibt es mindestens eine vegane Option. 

– Studierende anderer Fächer werden nicht ausgeschlossen, wenn Mittel der Studierendenschaft fließen. 

– In der Ankündigung gibt es Angaben zu Zugang, Toiletten und Lautstärke. Wenn ihr den Ort wählen könnt, 

nehmt einen barrierearmen. 

– Wo es machbar ist, wird Mehrweg oder Pfand statt Einweg verwendet. 

– Auf der Werbung steht ein Hinweis wie „Versichert/unterstützt durch den AStA der LUH“. Der AStA bekommt die 

Möglichkeit für einen Infotisch oder Flyer. 

– Bei Ersti-Veranstaltungen gibt es keine Rituale, Mutproben oder Trinkspiele, die Gruppendruck erzeugen. 

Getränke und Alkohol 

– Es gibt mindestens ein Getränk, das günstiger ist als das günstigste alkoholische Getränk. 

– Wasser ist, wenn verfügbar, kostenlos. 

– Es gibt keine Alkohol-Anreize, also keine Flatrates, keine Trinkspiele und keine Rabatte nur auf Alkohol (etwa 

eine Happy Hour, die nur für Schnaps gilt). 

Awareness und Sicherheit 

– Auf der Veranstaltung gibt es ein Awareness-Team, das nüchtern ist, und ein Awareness-Konzept. 

– Awareness-Kontakt, Code of Conduct, Notrufnummern und Heimweg-Infos (letzte Bahnen, Heimwegtelefon) 

hängen gut sichtbar aus. 

– Mindestens eine Person mit aktuellem Erste-Hilfe-Kurs ist anwesend. 

– Schutzmaterial liegt kostenlos aus: Ohrstöpsel, Glasabdeckungen gegen K.-o.-Tropfen, Kondome und 

Menstruationsprodukte. 

Werden diese Auflagen nicht eingehalten, ist die Veranstaltung von der Übernahme durch die Versicherung des 

AStA ausgeschlossen. 

Anlage 2: Versicherungsunterlagen der SIGNAL IDUNA (Vertrag 1.649.632/1) 

Siehe beigefügtes Dokument „Anlage 2 – Versicherungsunterlagen SIGNAL IDUNA“. Es enthält das 

Deckungskonzept zur Veranstalter-Haftpflichtversicherung (versicherte Veranstaltungen, Deckungssummen, 

Selbstbeteiligungen), die Angaben zum vereinbarten Versicherungsumfang aus dem Versicherungsantrag sowie 

die Versicherungsbedingungen (AHB 63400, BB 63426, AVB 63445, BB 63446). 
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BetriebsPolice select
Vorschlag zur Veranstalter-Haftpflichtversicherung

Vorschlagsempfänger
Firma: Asta Uni Hannover 
Straße / Hausnummer: Welfengarten 1
Postleitzahl / Ort: 30167 Hannover

Betriebsart: Veranstalterhaftpflicht für wiederkehrende Veranstaltungen (Grundrisiko) 
(V085)

Beschreibung der Veranstaltung: Uni-Partys mit 250-350 Personen 

Vertragsbeginn: 29.06.2026, mittags 12 Uhr
Vertragsdauer: 3 Jahre
Vertragsablauf: 29.06.2029, mittags 12 Uhr

Niemand kann Sie davor bewahren, dass mal etwas passiert. Aber vor den finanziellen Verlusten können wir 
Sie schützen. Denn auch bei Veranstaltungen gilt: Sobald ein Dritter durch Sie zu Schaden kommt, müssen 
Sie dafür haften - und das kann unter Umständen sehr kostspielig für Sie werden. 

Mit der Veranstalter-Haftpflichtversicherung der SIGNAL IDUNA sind Sie auf der sicheren Seite. Und das in 
zweifacher Hinsicht, denn:

– Berechtigte Ansprüche werden befriedigt und
– unberechtigte Ansprüche wehren wir für Sie ab.

Deckungssumme in EUR

Veranstalter-Haftpflichtversicherung

Veranstalterhaftpflicht für wiederkehrende Veranstaltungen (Grundrisiko)
 

   1 Wagnis je 106,88 EUR    
 

Öffentliche Tanzveranstaltungen, Konzerte, Fest- oder Sportveranstaltungen  
mit/ohne Fahrzeuge und/oder Tiere ohne Rad-, Seifenkisten-, Schlittenrennen,  
Triathlon, Reiterfest, Bauernringreiten, Pferdeschlitten-, Pferderennen, Regatten 

 

 350  Besucher
 

   40 Veranstaltungen je 23,51 EUR    
 

Deckungssummen:
 

-  Personen-, Sach- und Vermögensschäden pauschal   3.000.000

  Jahreshöchstersatzleistung  3-fach.
 

Zusätzlich vereinbarte Produkthighlights
– Umwelt-Haftpflichtversicherung und Umweltschadenversicherung - Tarifvariante Basis

Beitragsübersicht
In der Beitragsberechnung sind folgende Faktoren berücksichtigt:

– In der Beitragsberechnung sind folgende Faktoren berücksichtigt:
– Dauernachlass für dreijährige Vertragslaufzeit
– Kostennachlass

Der Jahresbeitrag inkl. Versicherungsteuer beträgt: 1.246,26 EUR

Dieser Vorschlag ersetzt keinen Antrag. Der Versicherungsvertrag kommt erst nach Antragstellung sowie 
Risikoprüfung und Annahme durch den Versicherer zustande.
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Deckungskonzept für Veranstalterhaftpflicht

Beschreibung Besonderheit
Beaufsichtigung/Koordinierung fremder Unternehmen x

Verkehrssicherungspflicht für Veranstaltungsplätze/-
grundstücke bzw. Veranstaltungsgebäude/-räume

x

Durchführung von Ordnungsdienst x

Betrieb eines VIP- und Pressebereiches x

Restauration in eigener Regie x

Kinderschminken (auch in Eigenregie) sofern die 
Erlaubnis eines Erziehungsberechtigten vorliegt

x

Aufbau, Unterhaltung und Abbau von 
Reklameeinrichtungen und sonstigen technischen 
Hilfsmitteln für Veranstaltungen

x

Bereitstellung und Unterhaltung von sanitären 
Anlagen

x

Kfz bis 6 km/h, Hub-/Gabelstapler bis 20 km/h, 
Selbstfahrende Arbeitsmaschinen bis 20 km/h, Kfz-
Anhänger, Nicht selbstfahrende Arbeitsmaschinen, 
Kräne, Winden

x

AKB-Zusatzdeckung

(min. jedoch gesetzl. Versicherungssumme zur Kfz-
Haftpflicht

Stand 2017: 7.500.000 EUR Personen-, 1.220.000 
EUR Sach-, 50.000 EUR Vermögensschäden)

x

Einweisung fremder Autokräne x

Subunternehmerbeauftragung x

Inlandsschäden vor ausländischen Gerichten 
(Forum-Shopping) (SB für USA/Kanada 5.000 EUR)

x

Vermögensschäden:

Vermögensschäden-Standardklausel x

Öffentlich-rechtliche Ansprüche wegen 
Vermögensschäden aus versehentlicher 
Alarmauslösung

100.000 EUR

Vertragshaftung x (nach EBHaftPflV

min. 20 Mio. EUR)

Abwasser x

Mietsachschäden:

an Gebäuden durch Feuer, Explosion, Leitungs- und 
Abwasser und anlässlich Geschäftsreisen 
(Geschäftsreisen inkl. Ausstattung)

500.000 EUR

an Gebäuden durch sonstige Gefahren 500.000 EUR

SB 250 EUR

Tätigkeitsschäden:

Be-/Entladeschäden inkl. fremder Ladung x

Leitungsschäden x

Abhandenkommen fremder Schlüssel, Codekarten 
und Transponder

250.000 EUR



Ihr Ansprechpartner:
vsko4 SIPID 13519325
 
 

29.6.2026 um 14:21:677 FirmenSchutzProgramm und SI Immobilienschutz 7.15.10 R 2.16.6.0 S 2.16.4.0 Seite 3 von 5

Ansprüche wegen Benachteiligung (AGG)

unbegrenzte Rückwärtsversicherung und 3 Jahre 
Nachmeldefrist

100.000 EUR

Internet-Haftpflichtversicherung 500.000 EUR

Flurschäden und Schäden an Leiteinrichtungen 50.000 EUR

SB 1.000 EUR

Strahlenschäden (deckungsvorsorgefrei) x

Abwehrkosten unterhalb vereinbarter 
Selbstbeteiligung

x

AGB-Klausel, Schiedsgerichtsvereinbarungen, 
Regressverzicht bei leichter Fahrlässigkeit

x

Mangelbeseitigungsnebenkosten x

Bei Gruppenreisen:

Persönliche Haftpflicht der Teilnehmer

x

Falls besonders vereinbart:

Durchführung von behördlich genehmigten Fest-, 
Karnevals- und ähnlichen Umzüge

Umzüge bis 150 Teilnehmer im 
Zusammenhang mit der versicherten 
Veranstaltung inkl.

Abbrennen von Feuerwerk durch Pyrotechniker x

Böllerschießen (Schallerzeuger) x

Persönliche Haftpflicht der Aussteller, Teilnehmer 
etc.

x

Tierhalterhaftpflicht x

Auf-/Abbau von Zelten auf der versicherten 
Veranstaltung

x Zelte bis 150 Besucher/Sitzplätze inkl.

Mietsachschäden an Zelten 50.000 EUR

SB 500 EUR

Auf- und Abbau von Tribünen für die versicherte 
Veranstaltung

x Tribünen bis 150 Besucher/Sitzplätze inkl.

Obhutsschäden

Arbeitsmaschinen, Baugeräten/-maschinen, Hub-
/Gabelstaplern und nicht zulassungspflichtigen 
Kraftfahrzeugen

10.000 EUR

SB 500 EUR

Arbeitsgeräten, -vorlagen, Werkzeugen oder 
sonstigen Hilfsmitteln inkl. Abhandenkommen von 
Dokumenten Dritter

10.000 EUR

SB 500 EUR

an sonstigen beweglichen Sachen 10.000 EUR

SB 500 EUR

Umwelt-Haftpflichtversicherung

Umwelt-Schadensversicherung

x Regressdeckung

Basisdeckung

30.000 l Heizöl,

5.000 l Kraftstoffe,

5.000 l sonstige Stoffe,

Abscheider;

Flüssiggastank < 3 t

USV SB 500 EUR

x = mitversichert bis zur Höhe der Deckungssummen
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für 
die Haftpflichtversicherung (AHB)

� (6340007, 07.2025)
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Umfang des Versicherungsschutzes
1  Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall
1.1  Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten 
Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Scha-
denereignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach- 
oder sich daraus ergebenden Vermögensschaden zur Folge hatte, 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genom-
men wird.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung 
des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Scha-
denverursachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es 
nicht an.

1.2  Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn 
es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 
1.2.1  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvor-
ahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung;

1.2.2  wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfül-
lung durchführen zu können;

1.2.3  wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes 
oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschul-
deten Erfolges;

1.2.4  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung;

1.2.5  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der 
Leistung;

1.2.6  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatz-
leistungen.

1.3  Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - 
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die 
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder 
der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. 

Dies gilt auch für Wirtschafts- Handels- oder Finanzsanktionen bzw. 
Embargos der Vereinigten Staaten von Amerika, soweit dem nicht 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union oder der Bundesrepub-
lik Deutschland entgegenstehen.

2  Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen
Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung 
erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen

2.1  Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch 
Sachschäden entstanden sind;

2.2  Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden 
dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwendung.

3  Versichertes Risiko
3.1  Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht 
3.1.1  aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers,

3.1.2  aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht 
für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungs-
pflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige 
Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen,

3.1.3  aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 
Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorge-Versiche-
rung) und die in Ziffer 4 näher geregelt sind.

3.2  Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen 
des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass 
neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch 
unter den Voraussetzungen von Ziffer 21 kündigen.

4  Vorsorge-Versicherung
4.1  Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu 
entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort ver-
sichert. 
4.1.1  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung 
des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzu-
zeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfol-
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gen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, 
entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend 
ab dessen Entstehung.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt 
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das 
neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem 
Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht 
verstrichen war.

4.1.2  Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen 
angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über 
die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungs-
schutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

4.2  Die Regelung der Vorsorge-Versicherung gilt nicht für Risiken 
4.2.1  aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, 
Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulas-
sungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

4.2.2  aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;

4.2.3  die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unter-
liegen;

4.2.4  die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im 
Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern 
sind.

Die Regelung der Vorsorge-Versicherung gilt bei privaten Haft-
pflichtversicherungen außerdem nicht für Risiken aus betrieblicher, 
beruflicher, dienstlicher und amtlicher Tätigkeit.

5  Leistungen der Versicherung
5.1  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflicht-
frage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und 
die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Scha-
densersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der 
Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, 
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet 
ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und 
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden 
den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis 
oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit 
bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom 
Anspruch des Dritten freizustellen.

5.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmä-
ßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsneh-
mers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über 
Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist 
der Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den 
Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kos-
ten.

5.3  Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignis-
ses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Vertei-
digers für den Versicherungsnehmer von dem Versicherer 
gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die gebühren-
ordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten höhe-
ren Kosten des Verteidigers.

5.4  Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das 
Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu 
fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevoll-
mächtigt.

6  Begrenzung der Leistungen
6.1  Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen 
begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz 
auf mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt.

6.2  Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschä-
digungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres auf das Dreifache der vereinbarten Ver-
sicherungssummen begrenzt.

6.3  Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im 
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, 
wenn diese

	- auf derselben Ursache,
	- auf gleichen Ursachen mit innerem insbesondere sachlichem und 
zeitlichem Zusammenhang oder

	- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln

beruhen.

6.4  Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungs-
nehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungs-
schein festgelegten Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbst-
behalt). Auch wenn die begründeten Haftpflichtansprüche aus 
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme übersteigen, 
wird die Selbstbeteiligung vom Betrag der begründeten Haft-
pflichtansprüche abgezogen. Ziffer 6.1 bleibt unberührt.

Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer 
auch bei Schäden, deren Höhe die Selbstbeteiligung nicht über-
steigt, zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche ver-
pflichtet.

6.5  Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht 
auf die Versicherungssummen angerechnet.

6.6  Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem 
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer 
die Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur 
Gesamthöhe dieser Ansprüche.

6.7  Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Renten-
zahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die 
Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger 
Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbe-
trag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur 
im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages 
zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet.

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vor-
schrift der Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungs-
nehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der 
Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder die nach 
Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restversicherungs-
summe übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem vol-
len Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.

6.8  Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versi-
cherer für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand 
an Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukom-
men.

7  Ausschlüsse
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung 
ausgeschlossen: 
7.1  Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vor-
sätzlich herbeigeführt haben.
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7.2  Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangel-
haftigkeit oder Schädlichkeit

	- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
	- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht

haben.

7.3  Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder Zusa-
gen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers hinausgehen.

7.4  Haftpflichtansprüche 
7.4.1  des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 7.5 
benannten Personen gegen die Mitversicherten,

7.4.2  zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versi-
cherungsvertrages,

7.4.3  zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versiche-
rungsvertrages.

7.5  Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 
7.5.1  aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häusli-
cher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag 
mitversicherten Personen gehören.

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften 
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 
angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden 
sind).

7.5.2  von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der 
Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt 
geschäftsfähige oder betreute Person ist;

7.5.3  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungs-
nehmer eine juristische Person des privaten oder öffentlichen 
Rechts oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist;

7.5.4  von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaf-
tern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts ist;

7.5.5  von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine 
eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;

7.5.6  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern.

zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5: 
Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5.2 bis 7.5.6 erstre-
cken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort 
genannten Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft 
leben.

7.6  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und 
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versi-
cherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, gelie-
hen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand 
eines besonderen Verwahrungsvertrages sind.

7.7  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und 
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 
7.7.1  die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
des Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Repa-
ratur, Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbe-
weglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese 
Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen 
waren;

7.7.2  die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versiche-
rungsnehmer diese Sachen zur Durchführung seiner betrieblichen 
oder beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialab-
lagefläche und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt 
dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von 
ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren;

7.7.3  die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
des Versicherungsnehmer entstanden sind und sich diese Sachen 
oder - sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren 
Teile im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden 
haben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwen-
dige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen 
hatte.

zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7: 
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 7.6 und Ziffer 
7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevoll-
mächtigten oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gege-
ben, so entfällt gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar 
sowohl für den Versicherungsnehmer als auch für die durch den 
Versicherungsvertrag etwa mitversicherten Personen.

7.8  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungs-
nehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sons-
tigen Leistungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder 
Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in 
einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaf-
ten Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der 
Sache oder Leistung führt.

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im 
Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstel-
lung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen 
Leistungen übernommen haben.

7.9  Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Scha-
denereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind 
jedoch mitversichert.

7.10.1  Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen 
Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder anderen auf 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden natio-
nalen Umsetzungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt 
auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von einem Dritten auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts auf Erstattung der durch solche Umweltschäden entstande-
nen Kosten in Anspruch genommen wird.

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, 
die auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder ande-
rer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender 
nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versiche-
rungsnehmer geltend gemacht werden könnten. Dieser Ausschluss 
gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken.

7.10.2  Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwir-
kung. Dieser Ausschluss gilt nicht

a)	 im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken oder
b)	 für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte 

oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder 
sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach 
Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch 
Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung, Lieferung, 
Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von

	- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustel-
len, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder 
wegzuleiten (WHG-Anlagen);

	- Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz 
(UmweltHG-Anlagen);

	- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen 
einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen;

	- Abwasseranlagen

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen bestimmt 
sind.

7.11  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbest-
haltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.
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7.12  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ioni-
sierenden Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder 
Röntgenstrahlen).

7.13  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen 
sind auf 
7.13.1  gentechnische Arbeiten,

7.13.2  gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

7.13.3  Erzeugnisse, die

	- Bestandteile aus GVO enthalten,
	- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

7.14  Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen 
durch 
7.14.1  Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer han-
delt;

7.14.2  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen;

7.14.3  Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer;

7.15  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, 
der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, 
soweit es sich handelt um Schäden aus 
7.15.1  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Ver-
änderung von Daten;

7.15.2  Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten;

7.15.3  Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch;

7.15.4  Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

7.16  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- 
oder Namensrechtsverletzungen.

7.17  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schi-
kane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskrimi-
nierungen.

7.18  Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultie-
ren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch Krankheit der dem 
Versicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder ver-
äußerten Tiere entstanden sind. In beiden Fällen besteht Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat.

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszah-
lung

8  Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ers-
ten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 9.1 
zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherung-
steuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz 
bestimmten Höhe zu entrichten hat.

9  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einma-
liger Beitrag
9.1  Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als ers-
ter Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

9.2  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur 
Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer

nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechts-
folge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

9.3  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurück-
treten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann 
nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

10  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
10.1  Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt 
erfolgt.

10.2  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Ver-
sicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er 
die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versiche-
rer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine 
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziffern 10.3 und 10.4 mit 
dem Fristablauf verbunden sind.

10.3  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis 
zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.

10.4  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 dar-
auf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer 
danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht 
der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch 
kein Versicherungsschutz. Die Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Ziffer 10.3 bleibt unberührt.

11  Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag einge-
zogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtig-
ten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versi-
cherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder 
hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, 
dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Bei-
trags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform 
aufgefordert worden ist.

12  Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die 
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszah-
lung verlangen.

13  Beitragsregulierung
13.1  Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, 
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber 
den früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann 
auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die 



6340007  Jul25  (53K368)  Seite 5 von 8

Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforde-
rung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. 
Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann die-
ser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der 
Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

13.2  Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers 
oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt 
der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall ver-
sicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der 
Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbei-
trag darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend 
Ziffer 15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhö-
hungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden berück-
sichtigt.

13.3  Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mittei-
lung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben 
zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeit-
raum bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Werden 
die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung 
statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird 
nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten 
nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.

13.4  Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.

14  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, 
soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur 
Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, 
in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

15  Beitragsangleichung, Beitragsanpassung
15.1  Beitragsangleichung 
15.1.1  Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanglei-
chung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme 
berechnet werden, findet keine Beitragsangleichung statt. Mindest-
beiträge unterliegen unabhängig von der Art der Beitragsberech-
nung der Beitragsangleichung.

15.1.2  Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung 
für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Prozentsatz 
sich im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schaden-
zahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversiche-
rung zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorvergangenen 
Jahr erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz run-
det er auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab.

Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell durch den 
einzelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung 
von Grund und Höhe der Versicherungsleistungen.

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die 
Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt 
durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten 
Schadenfälle.

15.1.3  Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im 
Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um 
den sich aus Ziffer 15.1.2 ergebenden Prozentsatz zu verändern 
(Beitragsangleichung). Der veränderte Folgejahresbeitrag wird dem 
Versicherungsnehmer mit der nächsten Beitragsrechnung bekannt 
gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers 
in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Pro-
zentsatz als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für 
diese Jahre nach Ziffer 15.1.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer 
den Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den 
sich der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unter-
nehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese 
Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem 
vorstehenden Absatz ergeben würde.

15.1.4  Liegt die Veränderung nach Ziffer 15.1.2 oder 15.1.3 unter 5 
Prozent entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist 
jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.

15.2  Beitragsanpassungen
15.2.1  Der Vertrag enthält eine Beitragsanpassungsklausel. Der 
Versicherer verpflichtet sich, den Beitrag für bestehende Versiche-
rungsverträge mindestens alle fünf Jahre zu überprüfen und wenn 
die Entwicklung der Schadenaufwendungen und die den Verträgen 
zurechenbaren Kosten für Vertrieb, Verwaltung, Rückversicherung, 
Kapitalkosten und wenn enthalten Feuerschutzsteuer es erforder-
lich macht, an diese Entwicklung anzupassen. Veränderungen des 
Gewinnsatzes und der Provisionssätze bleiben bei der Anpassung 
außer Betracht.

Der Änderungsbedarf wird nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen ermittelt und berücksichtigt auf Basis der bisherigen 
Schaden- und Kostenentwicklung insbesondere die voraussichtli-
che künftige Entwicklung des Schadenbedarfs. Unternehmensüber-
greifende Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, dass 
eine ausreichende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht 
zur Verfügung steht. Der Änderungsbedarf kann differenziert nach 
objektiv risikobezogenen Kriterien ermittelt werden. 

Die Abweichung muss über den Gesamtbestand durchschnittlich 
mindestens 3 Prozent betragen. 

Ergibt der Änderungsbedarf einen niedrigeren als den bisherigen 
Beitrag, sind wir verpflichtet, den Beitrag entsprechend abzusen-
ken. Ergibt der Änderungsbedarf einen höheren als den bisher kal-
kulierten Beitrag, können wir den Beitrag erhöhen. Sehen wir von 
einer Beitragserhöhung ab oder führen sie nur zum Teil durch, kann 
diese festgestellte Abweichung bei der nächsten Anpassung 
berücksichtigt werden. Wir können die Anpassung zu Beginn der 
Versicherungsperiode vornehmen, die auf die Feststellung folgt.

15.2.2  Bei Erhöhungen der Beiträge kann der Versicherungsneh-
mer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frü-
hestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung 
in Textform kündigen. Andernfalls wird der Vertrag zu dem geänder-
ten Beitrag fortgeführt.

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung
16  Dauer und Ende des Vertrages
16.1  Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

16.2  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Ver-
tragsdauer eine Kündigung zugegangen ist.

16.3  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen 
Zeitpunkt.

16.4  Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres 
oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss 
dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Jahres zugegangen sein.

17  Wegfall des versicherten Risikos
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so 
erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer 
steht der Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versi-
cherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt.

18  Kündigung nach Beitragsangleichung
Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß 
Ziffer 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes 
ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt 
kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte.
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Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf 
das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versi-
cherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden 
der Beitragserhöhung zugehen.

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündi-
gungsrecht.

19  Kündigung nach Versicherungsfall
19.1  Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

	- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde 
oder

	- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Ver-
sicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zuge-
stellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens 
einen Monat nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustellung 
der Klage zugegangen sein.

19.2  Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

20  Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen
20.1  Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung 
besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des Versi-
cherungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich 
aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten 
ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nieß-
brauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses 
von einem Dritten übernommen wird.

20.2  Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle

	- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von 
einem Monat,

	- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wir-
kung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode

in Textform gekündigt werden.

20.3  Das Kündigungsrecht erlischt, wenn

	- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeit-
punkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten 
Kenntnis erlangt;

	- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang 
ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats 
von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der 
Versicherung Kenntnis erlangt.

20.4  Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden 
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht 
gekündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der 
Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamt-
schuldner.

20.5  Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch 
den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich 
anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versi-
cherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem 
Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlos-
sen hätte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versi-
cherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
treten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis 
erlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von 
seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat.

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht 
nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeit-
punkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen.

21  Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 
Erlass von Rechtsvorschriften
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer 
berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt 
wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis 
erlangt hat.

22  Mehrfachversicherung
22.1  Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in meh-
reren Versicherungsverträgen versichert ist.

22.2  Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Auf-
hebung des später geschlossenen Vertrages verlangen.

22.3  Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungs-
nehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem 
er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhe-
bung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der 
sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
23  Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh-
mers
23.1  Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer-
hebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzu-
zeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die 
für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragser-
klärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform 
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Ent-
schluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über-
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, 
muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe 
er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

23.2  Rücktritt 
23.2.1  Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheb-
lichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versiche-
rungsvertrag zurückzutreten.

23.2.2  Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen 
oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrläs-
sig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte.

23.2.3  Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, 
darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich 
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt 
hat.
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Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

23.3  Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die 
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat in Textform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 
10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers fristlos kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 zustehen-
den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist 
nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 23.2 und 23.3 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin-
gewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 23.2 und 23.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

23.4  Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht 
dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirk-
samwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

24  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsneh-
mer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist 
zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, 
der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders 
gefahrdrohend.

25  Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
25.1  Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Schadens-
ersatzansprüche erhoben worden sind, dem Versicherer innerhalb 
einer Woche anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versi-
cherungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden.

25.2  Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des 
Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versiche-
rungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche 
und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei 
der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle 
Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung 
des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür 
angeforderten Schriftstücke übersandt werden.

25.3  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwaltschaft-
liches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein 
Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, 
hat er dies unverzüglich anzuzeigen.

25.4  Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwal-
tungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsneh-
mer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechts-
behelfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

25.5  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens 
dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im 
Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versi-
cherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle 
erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen 
zur Verfügung stellen.

26  Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten
26.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus die-
sem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der 
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

26.2  Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich ver-
letzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungs-
schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset-
zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit 
nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zustehendes Kündigungsrecht 
ausübt.

Weitere Bestimmungen
27  Mitversicherte Personen
27.1  Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche 
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind 
alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten ent-
sprechend anzuwenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgever-
sicherung (Ziffer 4) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der 
Person eines Mitversicherten entsteht.

27.2  Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben 
den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verant-
wortlich.

28  Abtretungsverbot
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung 
ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch ver-
pfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist 
zulässig.
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29  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
29.1  Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärun-
gen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

29.2  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Ver-
sicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für 
den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

29.3  Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Betrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der betrieblichen 
Niederlassung die Bestimmungen der Ziffer 29.2 entsprechende 
Anwendung.

30  Verjährung
30.1  Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

30.2  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver-
sicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung 
bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Ver-
sicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

31  Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände 
Treten Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherungs-
nehmer und dem Versicherer auf, stehen dem Versicherungsneh-
mer folgende Beschwerdemöglichkeiten zu:

31.1  Versicherungsombudsmann
Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher 
oder um eine Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher 
Lage befindet, gilt:

Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten kann sich der 
Versicherungsnehmer an den Ombudsmann für Versicherungen 
wenden.

Versicherungsombudsmann e.V.  
Postfach 080632  
10006 Berlin  
Telefon: 0800 3696000  
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de  
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und 
kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Der Versicherer hat sich 
verpflichtet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen.

Versicherungsnehmer, die diesen Vertrag online (z. B. über eine 
Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich mit 
ihrer Beschwerde auch online an die Plattform http://ec.europa.eu/
consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde wird dann über diese 
Plattform an den Versicherungsombudsmann weitergeleitet.

31.2  Versicherungsaufsicht
Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung des Versiche-
rers nicht zufrieden ist oder Meinungsverschiedenheiten bei der 
Vertragsabwicklung auftreten, kann er sich auch an die Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Der Versicherer 
unterliegt der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht.

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)  
Sektor Versicherungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108  
53117 Bonn  
Telefon: 0800 2 100 500  
E-Mail: poststelle@bafin.de  
Internet: https://www.bafin.de

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann einzelne Streit-
fälle nicht verbindlich entscheiden.

31.3  Rechtsweg 
Es besteht zudem die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.

31.3.1  Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen den Versiche-
rer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Ver-
sicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung.

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versi-
cherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz 
seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss sei-
nen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins 
Ausland, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem der Versi-
cherer seinen Sitz hat.

31.3.2  Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen Versiche-
rungsnehmer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des Ver-
sicherungsnehmers; fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnlichen 
Aufenthalt. 

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

32  Anzuwendendes Recht
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Vorblatt
1  Deckungssummen
Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen keine ande-
ren Deckungssummen für Personen-, Sach- und Vermögensschä-
den vereinbart sind, beträgt die Höchstersatzleistung je Versiche-
rungsfall, auch wenn aus demselben Versicherungsfall mehrere 
Versicherungsnehmer dieses Vertrages in Anspruch genommen 
werden;

für die Veranstalter-Haftpflichtversicherung

	- 3.000.000 EUR pauschal für Personen-, Sach- und Vermögens-
schäden

Die Gesamtleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres beträgt das Dreifache dieser Deckungs-
summen.

Abweichende Deckungssummen

	- AKB-Zusatzdeckung 
Es gelten die zur Veranstalter-Haftpflichtversicherung vereinbar-
ten Deckungssummen, mindestens jedoch die bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalles jeweils gültigen gesetzlichen Mindestdeckungs-
summen gemäß Pflichtversicherungsgesetzes (PflVG) 
(Stand 2017: 7.500.000 EUR für Personen-, 1.220.000 EUR für 
Sach- und 50.000 EUR für Vermögensschäden).

	- Vertraglich übernommene Haftung im Sinne der Verordnung über 
die Haftpflichtversicherung der Eisenbahnen (EBHaftPflV) für 
Privatgleisanschlüsse 
Es gelten die zur Veranstalter-Haftpflichtversicherung vereinbar-
ten Deckungssummen, mindestens jedoch 20.000.000 EUR je 
Versicherungsfall 
(bei dreifacher Jahresmaximierung)

2  Sublimits
Innerhalb der Sachschaden-Deckungssumme sind mitversichert bis

	- 100.000 EUR für Vermögensschäden aus Fehlalarm (Ziffer II 
2.2.3)

	- 500.000 EUR für Mietsachschäden (Geschäftsreisen/Gebäude) 
(Ziffer II 2.5)

	- 250.000 EUR für Schäden durch Abhandenkommen von Schlüs-
seln, Codekarten und Transpondern (Ziffer II 2.7)

	- 100.000 EUR für Ansprüche aus Benachteiligungen (Ziffer II 2.9)
	- 500.000 EUR für Personen-, Sach- und sonstige Schäden aus 
der Internet-Haftpflichtversicherung (Ziffer II 2.11)

	- 50.000 EUR für Flurschäden und Schäden an Leiteinrichtungen 
(Ziffer II 2.12)

Und sofern mitversichert bis

	- 10.000 EUR für Obhutsschäden (Ziffer II 2.16)

Ist die Höchstersatzleistung für eine der vorgenannten Deckungs-
summen nicht besonders begrenzt, so beträgt die Gesamtleistung 
des Versicherers

	- bei einer Jahrespolice für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres das Dreifache dieser Deckungssumme innerhalb der 
Jahresmaximierung der Sachschaden-Deckungssumme.

	- bei einer kurzfristigen Police für eine Einzelveranstaltung für alle 
Versicherungsfälle während der Veranstaltungsdauer das Dreifa-
che dieser Deckungssumme innerhalb der Sachschaden- 
Deckungssumme.

3  Selbstbeteiligungen
Der Versicherungsnehmer beteiligt sich an jedem

	- Schaden in den USA, US-Territorien und Kanada sowie bei jedem 
Schaden, der in den USA, US-Territorien oder Kanada geltend 
gemacht wird, mit 5.000 EUR. 
Diese Selbstbeteiligung gilt auch für die in Ziffer II 2.1.2 und 3.1 
genannten Kosten;

	- Mietsachschaden an Gebäuden (sonstige Gefahren) gemäß 
Ziffer II 2.5 c) mit 250 EUR;

	- Flurschäden bzw. Schäden an Leiteinrichtungen gemäß Ziffer II 
2.12 mit 1.000 EUR.

Und sofern mitversichert an jedem

	- Obhutsschäden gemäß Ziffer II 2.16 mit 500 EUR.
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I  Allgemeine Bestimmungen
1  Versichertes Risiko
Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachfolgenden 
Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
angegebenen Veranstaltung.

2  Mitversicherte Personen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Veranstalters und 
der von diesem mit der Durchführung der Veranstaltung beauftrag-
ten Personen in dieser Eigenschaft.

II  Nebenrisiken, Deckungserweiterungen, sons-
tige Vereinbarungen und Erläuterungen/Hinweise

1  Mitversicherung von Nebenrisiken
Mitversichert ist - auch ohne besondere Anzeige - die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers

1.1  aus der Beaufsichtigung und/oder Koordinierung fremder 
Unternehmen bei der Ausführung von Arbeiten/Leistungen im Inter-
esse des Versicherungsnehmers für die Veranstaltung.

1.2  aus der Bereitstellung und Unterhaltung (Verkehrssicherung) 
des Veranstaltungsplatzes/-grundstückes bzw. Veranstaltungsge-
bäudes/-raumes.

1.3  aus der Durchführung des Ordnungsdienstes, der Einlasskont-
rolle und Sicherung der Veranstaltung für den Teil, der vom Versi-
cherungsnehmer selbst durchgeführt wird.

1.4  aus dem Betreiben eines VIP- und Pressebereiches.

1.5  Kfz/Arbeitsmaschinen/Anhänger/Be- und Entladevorrichtungen 
(AKB-Zusatzdeckung)
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Halten, Besitz 
und Gebrauch sowie Vermietung und Verleih von nicht zulassungs- 
und nicht versicherungspflichtigen

1.5.1  Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h,

1.5.2  Hub-/Gabelstaplern mit nicht mehr als 20 km/h,

1.5.3  selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 
20 km/h, (Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die 
nach ihrer Bauart und ihren besonderen mit dem Fahrzeug fest ver-
bundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht zur Beförde-
rung von Personen oder Gütern bestimmt und geeignet sind und 
die zu einer vom Bundesminister für Verkehr bestimmten Art sol-
cher Fahrzeuge gehören.

Obwohl nicht zulassungspflichtig, müssen Arbeitsmaschinen beim 
Verkehr auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, 
wenn ihre durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 
20 km/h übersteigt. Diese sind dann ausschließlich nach dem Kraft-
fahrthaftpflicht-Tarif zu versichern.)

1.5.4  sonstigen Kraftfahrzeugen und selbstfahrenden Arbeitsma-
schinen aller Art, die nur innerhalb von nicht öffentlich zugänglichen 
Betriebsgrundstücken verkehren.

(Bei Betriebsgrundstücken und -grundstücksteilen, die Besuchern, 
Kunden oder Lieferanten zugänglich sind, handelt es sich um soge-
nannte beschränkt öffentliche Verkehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit 
mehr als 6 km/h und selbstfahrende Arbeitsmaschinen bzw. Hub-/
Gabelstapler mit einer Höchstgeschwindigkeit von mehr als 
20 km/h, die ausschließlich oder gelegentlich auf solchen Betriebs-
grundstücken oder Baustellen verkehren, sind versicherungspflich-
tig mit der Folge, dass eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
nach Maßgabe der „Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahrtver-
sicherung (AKB)“ abgeschlossen werden muss. Auch bei einer 
behördlicherseits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht - 
Ausnahmegenehmigung nach § 70 Abs. 1 Ziffer 2 StVZO - bleibt 
die Versicherungspflicht bestehen.)

In Fällen, in denen es sich nicht eindeutig klären lässt, d. h. auch 
die zuständige Behörde keine eindeutige Zuordnung vornehmen 
kann, ob es sich bei dem Grundstück um eine beschränkt öffentli-

che Verkehrsfläche handelt, besteht im Rahmen dieses Vertrages 
Versicherungsschutz für Hub- und Gabelstapler, die mit mehr als 
20 km/h auf dem Betriebsgrundstück bewegt werden können. 
Damit werden aber die Anforderungen des Pflichtversicherungsge-
setzes nicht erfüllt.

Versicherungsschutz wird jedoch nur dann gewährt, wenn keine 
Deckung über eine Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung besteht. 
Nicht versichert sind Regressansprüche des Kraftfahrt-Haftpflicht-
versicherers.

Sofern keine Zweifel über die zumindest beschränkte Öffentlichkeit 
der Verkehrsfläche mehr bestehen, ist der Abschluss einer Kraft-
fahrt-Haftpflichtversicherung erforderlich.

1.5.5  Kraftfahrzeug-Anhängern, soweit diese nicht in Verbindung 
mit einem zulassungs- oder versicherungspflichtigen Zugfahrzeug 
gebraucht werden, sowohl auf dem Betriebsgrundstück als auch 
auf öffentlichen Wegen und Plätzen, wenn dem kein behördliches 
Verbot entgegensteht.

Für Ziffer 1.5.1 bis 1.5.5 gilt:
Für die vorgenannten Fahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in 
Ziffer 3.1.2 und in Ziffer 4.2.1 AHB.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der 
nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

1.5.6  nicht selbstfahrenden Arbeitsmaschinen, Kränen, Winden, 
Förderbändern und sonstigen Be- und Entladevorrichtungen.

1.5.7  AKB-Zusatzdeckung
Mitversichert ist auf der Grundlage der bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles jeweils gültigen Allgemeinen Bedingungen für die Kraft-
fahrtversicherung (AKB) - werden auf Wunsch ausgehändigt - die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers und der versi-
cherten Personen im Sinne der AKB aus dem Halten, Besitz und 
Gebrauch von versicherungspflichtigen – jedoch nicht im Rahmen 
eines gesonderten Kraftfahrt-Versicherungsvertrages versicherten 
– Kraftfahrzeugen einschließlich selbstfahrender Arbeitsmaschinen, 
Hub- und Gabelstaplern und Anhängern, soweit sie auf beschränkt/
faktisch öffentlichen Wegen und Plätzen innerhalb des Betriebsge-
ländes verwendet werden oder im Rahmen einer behördlichen Aus-
nahmegenehmigung nach § 76 Fahrzeug-Zulassungsverordnung 
(FZV) öffentliche Straßen außerhalb des Betriebsgeländes benut-
zen.

Als Betriebsgelände wird ein abgegrenzter Teil der Erdoberfläche 
angesehen, auf dem sich Anlagen, Geschäftseinrichtungen und 
Betriebsbereiche befinden, die im räumlichen, technischen oder 
betrieblichen Zusammenhang stehen und der Aufsicht oder Verfü-
gungsgewalt des Versicherungsnehmers unterliegen, wie z. B. das 
Verwaltungsgebäude des versicherten Unternehmens, die Bau-
stelle im Sinne der Verordnung über Sicherheit und Gesundheits-
schutz auf Baustellen (BaustellenV), Lagerflächen, -gebäude und 
Unternehmensparkplätze.

Der Versicherungsschutz im Rahmen der AKB-Deckung umfasst 
auch Tätigkeitsschäden.

1.6  aus Aufbau, Unterhaltung und Abbau von Reklameeinrichtun-
gen (Transparenten, Reklametafeln, Wegweisern usw.) und 
Beleuchtungs-/Beschallungsanlagen und sonstigen technischen 
Hilfsmitteln für die Veranstaltung.

1.7  aus dem behördlich erlaubten Besitz und Gebrauch von Waf-
fen, Munition und Geschossen und deren Überlassung an 
Betriebsangehörige.
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Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der Waffen-
träger aus dem Gebrauch der Waffen in Ausübung dienstlicher Ver-
richtungen.

Nicht versichert ist jedoch Führen und Gebrauch von Waffen zu 
Jagdzwecken und zu strafbaren Handlungen.

Bolzenschussgeräte gelten Waffen gleichgestellt.

1.8  aus der Beauftragung von Subunternehmen, mit der Ausfüh-
rung von Verrichtungen im Interesse der versicherten Veranstal-
tung. Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der fremden 
Unternehmen und ihrer Betriebsangehörigen.

1.9  aus Bereitstellung und Unterhaltung von sanitären Anlagen 
(z. B. WC-Wagen).

1.10  aus Kinderschminken (auch in Eigenregie) sofern die Erlaub-
nis eines Erziehungsberechtigten vorliegt.

1.11  aus der Durchführung von behördlich genehmigten Fest-, Kar-
nevals- und ähnlichen Umzüge bis 150 Teilnehmer im Zusammen-
hang mit der versicherten Veranstaltung.

1.12  aus dem Auf- und Abbau von Zelten bis 150 Plätzen und/oder 
Tribünen bis 150 Plätzen.

1.13  aus Restauration in Eigenregie.

2  Erweiterungen des Versicherungsschutzes
2.1  Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend 
gemacht werden
Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt:

2.1.1  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprü-
che

	- auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages.

	- nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusam-
menhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1231-1 des 
französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen ande-
rer Länder.

2.1.2  Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Abwehr der von Dritten geltend gemachten 
Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- 
und Gerichtskosten werden - abweichend von Ziffer 6.5 AHB - als 
Leistungen auf die Deckungssumme angerechnet.

2.1.3  Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist.

2.2  Vermögensschäden
Diese Vermögensschaden-Bedingungen ersetzen nicht die für 
bestimmte Berufsgruppen bzw. Risiken (z. B. Rechtsanwälte, 
Notare, Steuerberater, Makler, Architekten, Ingenieure, Planungs-
büros, Veranstalter, Veranstaltungen u. a.) erforderliche Vermö-
gensschaden-Haftpflichtversicherung.

2.2.1  Vermögensschäden - Datenschutz
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschä-
den im Sinne der Ziffer 2.1 AHB wegen Versicherungsfällen, die 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aus 
der Verletzung von Datenschutzgesetzen durch Missbrauch perso-
nenbezogener Daten.

Eingeschlossen sind - abweichend von Ziffer 7.4 AHB - gesetzliche 
Haftpflichtansprüche von Versicherten untereinander.

2.2.2  Sonstige Vermögensschäden
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschä-
den im Sinne der Ziffer 2.1 AHB wegen Versicherungsfällen, die 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind.

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden

a)	 durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrage oder 
für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte 
Sachen, erbrachten Arbeiten oder sonstige Leistungen;

b)	 aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfen-
der oder gutachtlicher Tätigkeit;

c)	 aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaft-
lich verbundene Unternehmen;

d)	 aus Vermittlungsgeschäften aller Art;
e)	 aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung;
f)	 aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- 

oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvor-
gängen aller Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue oder 
Unterschlagung;

g)	 aus
	- Rationalisierung und Automatisierung;
	- Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wiederherstellung;
	- Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektronischer Daten;

h)	 aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten und Namens-
rechten, gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten sowie 
des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;

i)	 aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kosten-
anschlägen;

j)	 aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder 
gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Auf-
sichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Auf-
sichtsgremien/Organe im Zusammenhang stehen;

k)	 aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftrag-
gebers oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung;

l)	 aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, 
Wertpapieren und Wertsachen;

m)	durch ständige Immissionen (z. B. Geräusche, Gerüche, 
Erschütterungen).

2.2.3  Vermögensschäden durch Fehlalarm
Mitversichert sind - abweichend von Ziffer 1.1 und 2.1 AHB und Zif-
fer 2.2.2 - öffentlich-rechtliche Ansprüche aufgrund von durch Arbei-
ten des Versicherungsnehmers ausgelösten Fehlalarms.

2.3  Vertragshaftung
Eingeschlossen sind - abweichend von Ziffer 7.3 AHB - Haft-
pflichtansprüche, die aufgrund vertraglicher Vereinbarungen über 
den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers hinausgehen, wenn es sich um eine durch Vertrag übernom-
mene gesetzliche Haftpflicht eines Dritten handelt, soweit

a)	 diese Vereinbarungen in Verträgen genormten Inhalts mit 
Behörden oder Körperschaften des öffentlichen Rechts oder in 
sogenannten Gestattungs- und Einstellverträgen enthalten sind;

b)	 dies die gegenüber Eisenbahnverkehrs- und Eisenbahninfra-
strukturunternehmen übernommene Haftpflicht im Sinne der 
Verordnung über die Haftpflichtversicherung der Eisenbahnen 
(EBHaftPflV) des Versicherungsnehmers für Privatgleisan-
schlüsse (nicht jedoch eine darüber hinaus zusätzlich verein-
barte Haftung) ist. 
Mitversichert ist - abweichend von Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7 AHB - 
die Haftpflicht wegen Wagenbeschädigung, soweit es sich nicht 
um Be- und Entladeschäden handelt (vgl. dazu Be- und Entla-
deklausel).

c)	 sie vom Versicherungsnehmer als Mieter, Entleiher, Pächter 
oder Leasingnehmer vom jeweiligen Vertragspartner (Vermieter, 
Verleiher, Verpächter oder Leasinggeber) übernommen wurde.

2.4  Abwässerschäden
Abweichend von Ziffer 7.14.1 AHB sind eingeschlossen Haft-
pflichtansprüche aus Sachschäden, die entstehen durch Abwässer.

Ziffer 7.10 AHB bleibt unberührt.

2.5  Mietsachschäden (Geschäftsreisen/Gebäude)
Eingeschlossen ist - abweichend von Ziffer 7.6 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden an 
gemieteten Gebäuden und/oder Räumen und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden
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a)	 anlässlich Geschäftsreisen einschließlich Schäden an Inventar/
Ausstattung;

b)	 durch Brand, Explosion, Leitungs- und Abwasser;
c)	 durch sonstige Gefahren.

Für übergreifende Schadenereignisse durch Brand und Explosion 
findet Ziffer 7.10.2 AHB keine Anwendung.

Sind diese Schäden von Anlagen ausgegangen, die unter den 
Anwendungsbereich der Risikobausteine 2.1 bis 2.5 der Umwelt- 
Haftpflichtversicherung fallen, besteht nur dann Versicherungs-
schutz, wenn diese Anlagen im Rahmen der Umwelt-Haftpflichtver-
sicherung mitversichert sind.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelt-Haftpflichtversicherung.

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche wegen

	- Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung;
	- Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbe-
reitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten;

	- Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen 
besonders versichern kann.

2.6  Tätigkeitsschäden
2.6.1  Be- und Entladeschäden
Eingeschlossen ist - abweichend von Ziffer 7.7 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht und die gegenüber Eisenbahnverkehrs- und Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen vertraglich übernommene Haftpflicht 
aus der Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen sowie 
von Containern beim Be- und Entladen und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden.

Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungs-
schutz, wenn diese beim Abheben von oder Heben auf die Fahr-
zeuge entstehen. Dies gilt nicht, wenn die Container selbst Gegen-
stand von Verkehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder 
Lagerverträgen) sind.

Für Schäden an Ladegut besteht insoweit Versicherungsschutz, als

	- die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer bestimmt ist;
	- es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungsnehmers bzw. 
von ihm, in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten 
gelieferte Sachen handelt oder

	- der Transport der Ladung nicht vom Versicherungsnehmer bzw. in 
seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten übernommen 
wurde.

2.6.2  Leitungsschäden
Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Schäden an Erdlei-
tungen (Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre 
und andere Leitungen) sowie an elektrischen Frei- und Oberleitun-
gen einschließlich der sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den.

Abweichend von Ziffer 7.7 AHB schließt der Versicherungsschutz 
auch die gesetzliche Haftpflicht wegen Tätigkeitsschäden an sol-
chen Leitungen ein.

Die Ausschlussbestimmungen der Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungs-
ansprüche) und der Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder 
gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

2.7  Abhandenkommen von Schlüsseln, Codekarten und Transpon-
dern
2.7.1  Eingeschlossen ist - in Ergänzung von Ziffer 2.2 AHB und 
abweichend von Ziffer 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers, auch in seiner Eigenschaft als Mieter, aus dem 
Abhandenkommen von fremden Schlüsseln (auch General-/Haupt-
schlüssel für eine zentrale Schließanlage), die sich rechtmäßig im 
Gewahrsam des Versicherten befunden haben.

Codekarten und Transponder werden Schlüsseln gleichgesetzt.

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haft-
pflichtansprüche wegen Aufwendungen für die notwendige Aus-
wechselung von Schlössern und Schließanlagen sowie für die vor-

übergehenden Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) und einen 
Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an wel-
chem der Verlust des Schlüssels festgestellt wurde.

2.7.2  Ausgeschlossen bleiben

a)	 die Haftung als Haus- oder Wohnungsverwaltungsbüro für 
Schlüssel von verwaltetem Haus- und Grundbesitz;

b)	 die Haftung aus dem Verlust von Fahrzeug-, Tresor- und Möbel-
schlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln zu beweglichen Sachen;

c)	 die Folgeschäden, die sich aus einem Schlüsselverlust ergeben 
(z. B. Einbruch);

d)	 - in Ergänzung zu Ziffer 7.5 AHB - Haftpflichtansprüche
	- von juristischen Personen, wenn die Majorität der Anteile an 
dieser Gesellschaft bzw. von sonstigen Gesellschaften, wenn 
ein Anteil an diesen Gesellschaften dem Versicherungsnehmer 
oder einem Versicherten gehört;

	- von juristischen Personen, welche die Majorität der Anteile an 
der Gesellschaft des Versicherungsnehmers bzw. von sonsti-
gen Gesellschaften, die einen Anteil an der Gesellschaft des 
Versicherungsnehmers besitzen.

2.8  Deckungsvorsorgefreier Umgang mit radioaktiven Stoffen 
(Strahlenschäden)
2.8.1  Eingeschlossen ist - abweichend von Ziffer 7.12 und Ziffer 
7.10.2 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
aus

	- dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven Stoffen;
	- Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und Störstrah-
lern, Laser- und Masergeräten.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelt-Haftpflichtversicherung.

2.8.2  Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse, 
Arbeiten oder sonstige Leistungen im Zusammenhang mit energie-
reichen ionisierenden Strahlen verwendet, ohne dass dies für den 
Versicherungsnehmer ersichtlich war, wird sich der Versicherer 
nicht auf Ziffer 7.12 AHB berufen.

Dies gilt nicht für Schäden,

	- die durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder von 
einer solchen Anlage ausgehen;

	- die durch die Beförderung von Kernmaterialien einschließlich der 
damit zusammenhängenden Lagerung bedingt sind.

2.8.3  Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

	- wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes (Genom), 
die ab der zweiten Generation eintreten;

	- wegen Personenschäden solcher Personen, die - gleichgültig für 
wen oder in wessen Auftrag - aus beruflichem oder wissenschaft-
lichem Anlass im Betrieb des Versicherungsnehmers eine Tätig-
keit ausüben und hierbei die von energiereichen ionisierenden 
Strahlen oder Laserstrahlen ausgehenden Gefahren in Kauf zu 
nehmen haben;

	- gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versicherten, der 
den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem Strahlen-
schutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, behördlichen Verfü-
gungen oder Anordnungen verursacht hat.

2.9  Ansprüche aus Benachteiligungen
Mitversichert im Umfang der Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen zur Haftpflichtversicherung von Ansprüchen aus Benachteili-
gungen - AVB Benachteiligungen - (Formular 63445xx) sind 
Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer wegen Benachteili-
gungen.

2.10  Einsatz von fremden Autokränen - Einweisungstätigkeiten
Beim Einsatz von Autokränen, die dem Versicherungsnehmer 
zusammen mit dem Bedienungspersonal aufgrund eines Vertrages 
überlassen wurden und die nicht Gegenstand eines Leasing- oder 
eines Mietvertrages mit dem Versicherungsnehmer sind, gilt folgen-
des:
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Mitversichert ist - soweit nicht anderweitig Versicherungsschutz 
besteht - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers für 
durch diese Autokräne verursachte Schäden, die auf fehlerhafte 
Einweisung der Kranführer durch die Mitarbeiter des Versiche-
rungsnehmers zurückzuführen sind.

2.11  Internet-Haftpflicht
Der Versicherungsschutz der Internet-Haftpflicht richtet sich nach 
den AHB und den folgenden Bestimmungen.

2.11.1  Versichertes Risiko
Versichert ist - abweichend von Ziffer 7.7, 7.10, 7.15 und 7.16 
AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden aus dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstel-
lung elektronischer Daten, z. B. im Internet, per E-Mail oder mittels 
Datenträger, soweit es sich handelt um Schäden aus

2.11.1.1  der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch 
Computer-Viren und/oder andere Schadprogramme.

2.11.1.2  der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der 
Nichterfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten 
und zwar wegen

	- sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht 
jedoch weiterer Datenveränderungen sowie

	- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten bzw. 
Erfassung/korrekten Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster 
Daten.

2.11.1.3  der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen 
Datenaustausch.

Für Ziffer 2.11.1.1 bis 2.11.1.3 gilt:
Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutauschen-
den, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheits-
maßnahmen und/oder -techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) 
gesichert oder geprüft werden bzw. worden sind, die dem Stand 
der Technik entsprechen. Diese Maßnahmen können auch durch 
Dritte erfolgen.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so gilt Ziffer 
26.1 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten).

2.11.1.4  der Verletzung von Persönlichkeitsrechten, insoweit 
besteht auch Versicherungsschutz für immaterielle Schäden, nicht 
jedoch aus der Verletzung von Urheberrechten.

2.11.1.5  der Verletzung von Namensrechten, insoweit besteht auch 
Versicherungsschutz für immaterielle Ansprüche.

Für Ziffer 2.11.1.4 und 2.11.1.5 gilt:
In Erweiterung von Ziffer 1.1 AHB ersetzt der Versicherer

	- Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der 
Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen den Versicherungs-
nehmer begehrt wird, auch wenn es sich um Ansprüche auf 
Unterlassung oder Widerruf handelt;

	- Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- oder Wider-
rufsklage gegen den Versicherungsnehmer.

2.11.2  Mitversicherte Personen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

2.11.2.1  der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des ver-
sicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, in 
dieser Eigenschaft.

2.11.2.2  sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die 
sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versiche-
rungsnehmer verursachen.

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei denen 
es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 
Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrecht-
lichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes 
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.

2.11.3  Serienschaden/Anrechnung von Kosten
2.11.3.1  Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im 
Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, 
wenn diese

	- auf derselben Ursache,
	- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 
zeitlichem Zusammenhang oder

	- auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung elektroni-
scher Daten mit gleichen Mängeln

beruhen.

Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen.

2.11.3.2  Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtli-
chen und außergerichtlichen Abwehr der von Dritten geltend 
gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, 
Zeugen- und Gerichtskosten werden - abweichend von Ziffer 6.5 
AHB - als Leistungen auf die Deckungssumme angerechnet.

2.11.4  Auslandsschäden
Versicherungsschutz besteht - abweichend von Ziffer 7.9 AHB - für 
Versicherungsfälle im Ausland.

Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtansprüche in 
europäischen Staaten und nach dem Recht europäischer Staaten 
geltend gemacht werden.

2.11.5  Nicht versicherte Risiken
Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten Tätig-
keiten und Leistungen:

	- Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege;
	- IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung;
	- Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung, 
-pflege;

	- Bereithalten fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-Service- 
Providing;

	- Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken;
	- Betrieb von Telekommunikationsnetzen;
	- Anbieten von Zertifizierungsdiensten i. S. d. Vertrauensdienste
gesetz (VDG)/Vertrauensdiensteverordnung (VDV);

	- Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Abschluss einer 
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung besteht.

2.11.6  Ausschlüsse/Risikoabgrenzungen
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind - ergänzend zu Zif-
fer 7 AHB - Ansprüche

2.11.6.1  die im Zusammenhang stehen mit

	- massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elektronisch 
übertragenen Informationen (z. B. Spamming);

	- Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimmte Infor-
mationen über Internet-Nutzer gesammelt werden können.

2.11.6.2  wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem Versi-
cherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehr-
heitlich verbunden sind oder unter einer einheitlichen Leitung ste-
hen, geltend gemacht werden.

2.11.6.3  gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von 
gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften sowie von schriftlichen 
Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers oder durch 
sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbeigeführt haben.

2.11.6.4  auf Entschädigung mit Strafcharakter (punitive und exem-
plary damages).

2.11.6.5  nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit in 
Zusammenhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1231-1 
des französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen 
anderer Länder.
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Und sofern jeweils besonders vereinbart:

2.12  Flurschäden und Schäden an Leiteinrichtungen für Veranstal-
ter
Mitversichert ist - abweichend von Ziffer 7.3 AHB - die Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers über seine gesetzliche Schadenser-
satzpflicht hinaus auf die Wiedergutmachung von Schäden an Stra-
ßen, Verkehrszeichen, Verkehrseinrichtungen (wie Leitplanken, 
Fangzäune und andere zugelassene Leiteinrichtungen) und Grund-
stücke (Flurschäden) im Sinne der Verwaltungsvorschrift zu § 29 
Straßenverkehrsordnung in der Bundesrepublik Deutschland, und 
alle sich daraus ergebenen Vermögensschäden.

Ausgeschlossen sind Flurschäden an unbefestigten Flächen  
(z. B. Wiesen als Parkplatz).

2.13  Abbrennen von Feuerwerk
Mitversichert ist - abweichend von Ziffer III 1.7 - die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem polizeilich geneh-
migten Abbrennen eines Feuerwerks durch einen berufsmäßigen 
Pyrotechniker. Nicht versichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht des Pyrotechnikers.

2.14  Persönliche Haftpflicht der Aussteller, Teilnehmer von Tagun-
gen, Kongressen, Fest-/Sportveranstaltungen, Gruppenreisen usw.
2.14.1  Mitversichert ist - abweichend von Ziffer III 1.8 - die persön-
liche gesetzliche Haftpflicht sofern

a)	 eine Ausstellung oder Messe versichert ist, der Aussteller;
b)	 eine Tagung oder ein Kongress versichert ist, der Tagungs- bzw. 

Kongressteilnehmer;
c)	 eine Fest- oder Sportveranstaltung versichert ist, der Teilneh-

menden bzw. mitwirkenden Personen (z. B. Sportler, Turner, 
Sänger, Musiker, Schützen);

d)	 ein Jägerlehrgang versichert ist, der Lehrgangsteilnehmer in 
dieser Eigenschaft unter Einschluss von gegenseitigen Ansprü-
chen der versicherten Personen untereinander;

e)	 eine Gruppenreise versichert ist, der Teilnehmer und aufsicht-
führenden Personen (z. B. Fahrtenleiter, Lehrer);

nicht jedoch deren Haftpflicht als Tierhalter.

Der Versicherungsschutz wird nur subsidiär geboten, d. h. ein etwa 
aus anderen Haftpflichtversicherungen bestehender Versicherungs-
schutz geht vor.

2.15  Tierhalterhaftpflicht
2.15.1  Versichert ist - abweichend von Ziffer III 1.11. - die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der Haltung der im 
Versicherungsschein und seinen Nachträgen genannten Tiere.

Sollten zur Haltung dieser Tiere behördliche Vorschriften bestehen 
und Genehmigungen erforderlich sein, besteht Versicherungs-
schutz nur bei Einhaltung der Vorschriften und Vorlage der Geneh-
migung.

2.15.2  In der Pferde-/Ponyhalter-Haftpflichtversicherung ist die 
gesetzliche Haftpflicht aus dem Fremdreiterrisiko, aus dem Turnier-
risiko und aus dem Risiko von Kutschfahrten zu privaten Zwecken 
mitversichert.

2.15.3  Bei der Haftpflichtversicherung als Halter von Hunden, Zug-, 
Reit- und Nutztieren, Zuchttieren zum Belegen fremder Tiere und 
Weidetieren ist die gesetzliche Haftpflicht des Hüters mitversichert, 
sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist.

2.16  Obhutsschäden
Eingeschlossen ist - abweichend von Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7 AHB - 
die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an

2.16.1  selbstfahrenden und nicht selbstfahrenden Arbeitsmaschi-
nen, Baugeräten/-maschinen, Hub- und Gabelstaplern sowie sons-
tigen nicht zulassungspflichtigen Kraftfahrzeugen, die der Versiche-
rungsnehmer gemietet, geliehen, gepachtet oder aufgrund eines 
besonderen Verwahrungsvertrages in Besitz hat. Auf Wunsch des 
Versicherungsnehmers erfolgt für irreparabel beschädigte Sachen 
(auch wirtschaftlicher Totalschaden) Schadensersatz zum Neuwert. 
Die beschädigte Sache darf bei Eintritt des Schadens nicht älter als 
12 Monate ab Kaufdatum sein. Der Nachweis des Kaufdatums 

obliegt dem Versicherungsnehmer. Kann das Kaufdatum nicht 
nachgewiesen werden, besteht lediglich Anspruch auf Zeitwertent-
schädigung.

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind

	- Schäden an geleasten Sachen;
	- Schäden infolge Transports;
	- Abnutzung, Verschleiß oder übermäßiger Beanspruchung;
	- Vermögensfolgeschäden;
	- Ansprüche von Partnern der gleichen Arbeits- und Liefergemein-
schaft sowie der Liefergemeinschaft selbst.

2.16.2  fremden Arbeitsgeräten, -vorlagen, Werkzeugen oder sons-
tigen Hilfsmitteln, sowie – abweichend von Ziffer 2.2 AHB – auch 
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Beschä-
digung, Vernichtung sowie Abhandenkommen von Akten, Plänen 
und sonstigen Unterlagen Dritter, die dem Versicherungsnehmer für 
seine berufliche oder gewerbliche Tätigkeit überlassen worden sind 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Dies gilt nicht für Schäden an

	- geleasten Sachen;
	- versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen;
	- überlassenen Sachen, die Gegenstand einer vertraglich geschul-
deten Prüfung, Reparatur, Be- oder Verarbeitung oder sonstigen 
beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit an diesen Sachen waren 
(z. B. Lohnbe- oder -verarbeitung),

und für alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Die Regelungen der Ziffern 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und 7.8 
AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder 
Sachen) bleiben bestehen.

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

	- wegen Abnutzung, Verschleiß oder übermäßiger Beanspruchung;
	- von Gesellschaftern oder deren Angehörigen;
	- von den gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers oder 
solcher Personen, die zur Leitung oder Beaufsichtigung des versi-
cherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt sind 
oder deren Angehörigen;

	- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen 
Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind oder 
unter einheitlicher unternehmerischer Leitung stehen.

2.16.3  sonstigen beweglichen Sachen die der Versicherungsneh-
mer gemietet, geliehen oder gepachtet hat.

Dies gilt nicht für Schäden an

	- Kraft-, Schienen-, Luft- und Wasserfahrzeugen;
	- geleasten Sachen;
	- Tieren

und für alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche

	- wegen Abnutzung, Verschleiß oder übermäßiger Beanspruchung;
	- von Gesellschaftern oder deren Angehörigen;
	- von den gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers oder 
solcher Personen, die zur Leitung oder Beaufsichtigung des versi-
cherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt sind 
oder deren Angehörigen;

	- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder seinen 
Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden sind oder 
unter einheitlicher unternehmerischer Leitung stehen.

3  Sonstige Vereinbarungen
3.1  Gruppenreisen
Gegenstand der Versicherung bei Gruppenreisen ist die gesetzliche 
Haftpflicht als Privatperson bezüglich der auf Reisen auftretenden 
Haftpflichtgefahren des täglichen Lebens.

In Abweichung von Ziffer 7.6 AHB und in Erweiterung von Ziffer III 
2.5 bezieht sich der Versicherungsschutz auch auf die Beschädi-
gung der zur Unterkunft auf Reisen gemieteten Räume (ausgenom-
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men Schäden durch übermäßige Beanspruchung und Schäden an 
technischen Installationen und Geräten) und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden.

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziffer 7.9 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht wegen im Ausland vorkommender Versicherungs-
fälle.

Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen und 
außergerichtlichen Abwehr der von Dritten geltend gemachten 
Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- 
und Gerichtskosten werden - abweichend von Ziffer 6.5 AHB - als 
Leistungen auf die Deckungssumme angerechnet.

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zah-
lungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungs-
union angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers 
mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in 
der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewie-
sen ist.

3.2  Selbstbeteiligung
Schadensersatzansprüche bis zur Höhe der Selbstbeteiligung des 
Versicherungsnehmers sind nicht Gegenstand der Versicherung. 
Der Versicherer befasst sich in diesen Fällen - sofern nicht anders 
vereinbart - gemäß Ziffer 5.1 AHB jedoch mit der Prüfung der Haft-
pflichtfrage und der Abwehr unberechtigter Ansprüche.

3.3  Allgemeine Geschäftsbedingungen
Soweit zwischen dem Versicherungsnehmer und einem Anspruch-
steller die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Versicherungs-
nehmers vereinbart sind, wird sich der Versicherer auf eventuell in 
den Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthaltene Haftungsaus-
schlüsse dann nicht berufen, wenn der Versicherungsnehmer ohne 
Berücksichtigung dieser Haftungsausschlüsse nach gesetzlichen 
Haftungsbestimmungen zur Haftung verpflichtet wäre.

Dies gilt jedoch nur, wenn der Versicherungsnehmer eine derartige 
Behandlung des jeweiligen Versicherungsfalles ausdrücklich 
wünscht.

3.4  Schiedsgerichtsvereinbarungen
Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren beeinträchtigt den 
Versicherungsschutz nicht, wenn das Schiedsgericht folgenden 
Mindestanforderungen entspricht:

Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei Schiedsrichtern.

Der Vorsitzende muss Jurist sein und soll die Befähigung zum 
Richteramt haben. Haben die Parteien ihren Firmensitz in verschie-
denen Ländern, darf er keinem Land der Parteien angehören.

Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem Recht und nicht 
lediglich nach billigem Ermessen (ausgenommen im Falle eines 
Vergleichs, sofern dem Versicherer die Mitwirkung am Verfahren 
ermöglicht wurde). Das anzuwendende materielle Recht muss bei 
Abschluss der Schiedsgerichtsvereinbarung festgelegt sein.

Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und begründet. In 
seiner Begründung sind die die Entscheidung tragenden Rechts-
normen anzugeben.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer die Ein-
leitung von Schiedsgerichtsverfahren unverzüglich anzuzeigen und 
dem Versicherer die Mitwirkung am Schiedsgerichtsverfahren ent-
sprechend der Mitwirkung des Versicherers an Verfahren des 
ordentlichen Rechtsweges zu ermöglichen. Hinsichtlich der Aus-
wahl des vom Versicherungsnehmer zu benennenden Schiedsrich-
ters ist dem Versicherer eine entscheidende Mitwirkung einzuräu-
men.

3.5  Regressverzicht
Verzichten die Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungs-
falles auf Rückgriffsansprüche untereinander oder gegen sonstige 
Dritte bei leichter Fahrlässigkeit, so beeinträchtigt dies nicht den 
Versicherungsschutz.

4  Erläuterungen/Hinweise
4.1  Mangelbeseitigungsnebenkosten
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Schäden, die als 
Folge eines mangelhaften Werks auftreten und erfasst insoweit 
auch die Kosten, die erforderlich sind, um die mangelhafte 
Werkleistung zum Zwecke der Schadenbeseitigung zugänglich zu 
machen und um den vorherigen Zustand wiederherzustellen.

Nicht versichert sind diese Kosten, wenn sie nur zur Nachbesse-
rung aufgewendet werden, ohne dass ein Folgeschaden eingetre-
ten ist. Ferner sind in jedem Fall nicht versichert die Kosten des 
Versicherungsnehmers für die Beseitigung des Mangels an der 
Werkleistung selbst.

III  Risikobegrenzungen
1  Allgemeine Risikobegrenzungen
Von der Versicherung ausgenommen und besonders zu versichern 
ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in Versicherung gege-
ben oder nach Besonderen Bedingungen zur Haftpflichtversiche-
rung ohne besonderen Beitrag mitversichert ist, insbesondere die 
Haftpflicht

1.1  aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von 
Sprengstoffen oder aus ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken 
sowie aus Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken.

1.2  aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von Per-
sonen oder Sachen.

1.3  aus Anlass von Abbruch- und Einreißarbeiten an Bauwerken 
sowie von Sprengungen.

Auch bei Mitversicherung sind in jedem Fall ausgeschlossen Sach-
schäden, die entstehen bei Abbruch- und Einreißarbeiten in einem 
Umkreis, dessen Radius der Höhe des einzureißenden Bauwerks 
entspricht, bei Sprengungen an Immobilien in einem Umkreis von 
weniger als 150 m.

Ziffer 7.10 AHB bleibt unberührt.

1.4  wegen Sachschäden, die darauf zurückzuführen sind, dass 
Abfälle

a)	 ohne die dafür erforderliche behördliche Genehmigung, oder
b)	 an einem Ort, der nicht im erforderlichen Umfang dafür behörd-

lich genehmigt ist, oder
c)	 ohne Genehmigung des Inhabers der Abfallentsorgungsanlage, 

oder
d)	 unter Nichtbeachtung von Auflagen oder Hinweisen des Inha-

bers der Abfallentsorgungsanlage oder seines Personals, oder
e)	 unter Nichtbeachtung von dem Gewässer- und Umweltschutz 

dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungsneh-
mer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, 
oder

f)	 unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration

zwischen-, endgelagert oder anderweitig verwertet oder beseitigt 
werden.

1.5  des Veranstalters, der mitversicherten Personen und/oder des 
Eigentümers, Besitzers, Halters oder Führers eines Kraft-, Luft- 
oder Wasserfahrzeuges aus dem Halten, Besitz oder den 
Gebrauch des Fahrzeuges.

Zum Gebrauch gehören z. B. auch

	- Ein- und Aussteigen,
	- Be- und Entaden,
	- Betanken und Aufladen,
	- Reparatur, Wartung und Reinigung,
	- Einsatz des Fahrzeugs oder seiner Einrichtungen als Arbeitsma-
schine.

1.6  aus politischen und Wahlkampfveranstaltungen, Motorsportver-
anstaltungen und Demonstrationen.

1.7  aus dem Abbrennen eines Feuerwerks und dem Betrieb von 
Schaustellergeschäften (z. B. Hüpfburgen, Karussells) in Eigenre-
gie.
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1.8  der Teilnehmer, Gäste, Besucher und Zuschauer.

1.9  wegen Schäden der Teilnehmer oder Mitwirkenden aus der 
Durchführung von gefährlichen Leistungen (Extremsportarten wie 
z. B. Paintball, River-Rafting, Bungee-Jumping, Down-Hill), Stunts, 
Fallschirmspringen oder Luftfahrten.

1.10  wegen Beschädigung oder Abhandenkommen ausgestellter 
Sachen und Tiere sowie von Ausstellungsständen und -einrichtun-
gen sowie wegen aller sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den.

1.11  als Tierhalter.

1.12  aus Bewachung jeglicher Art (z. B. Garderoben- oder Fahr-
zeugbewachung).

1.13  wegen Schäden durch die Jagdausübung mit der Waffe.

1.14  bei Sportveranstaltungen wegen Schäden an teilnehmenden 
Fahrzeugen oder Tieren.

2  Gesetz-, vorschrifts- oder pflichtwidriger Umgang mit brenn-
baren oder explosiblen Stoffen
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Scha-
den durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen 
Umgang mit brennbaren oder explosiblen Stoffen verursachen.

3  Kriegsereignisse, feindselige Handlungen, innere Unruhe, 
Streik usw.
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich 
auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, 
inneren Unruhen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in 
einem Bundesland), illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügun-
gen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Natur-
kräfte ausgewirkt haben.
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Allgemeine Bedingungen zur Haftpflichtversicherung von 
Ansprüchen aus Benachteiligungen - AVB Benachteiligungen

� (6344506, 07.2025)
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Hinweis 
Dieser Versicherungsvertrag ist eine auf dem Anspruchserhebungs-
prinzip (Claims-made-Prinzip) basierende Versicherung, das heißt 
der Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines 
Haftpflichtanspruchs gegen eine versicherte Person während der 
Dauer des Versicherungsvertrages.

Umfang des Versicherungsschutzes
1  Gegenstand der Versicherung
1.1  Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und den mit-
versicherten Personen Versicherungsschutz für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer oder mitversicherte Personen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts 
wegen einer Verletzung einer Vorschrift zum Schutz vor Benachtei-
ligung, insbesondere aus dem Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setz (AGG), aus den in Ziffer 1.2 genannten Gründen für einen Per-
sonen-, Sach- oder Vermögensschaden in Anspruch genommen 
werden. Vom Versicherungsschutz ebenfalls umfasst sind Ansprü-
che auf Ersatz immaterieller Schäden wie z. B. aus § 15 Abs. 2 S.1 
und § 21 Abs. 2 S. 3 AGG.

Mitversicherte Personen sind: Die Inhaber von Personengesell-
schaften, Mitglieder des Aufsichtsrates, des Vorstandes oder der 
Geschäftsführung des Versicherungsnehmers oder seine leitenden 
Angestellten.

Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungsschutz aus-
schließlich im Rahmen der betrieblichen und beruflichen Tätigkeit. 
Für die mitversicherten Personen besteht Versicherungsschutz 
ausschließlich im Rahmen der betrieblichen Tätigkeit für den Versi-
cherungsnehmer.

1.2  Gründe für eine Benachteiligung sind insbesondere, soweit sie 
gesetzlich geregelt sind,

	- die Rasse;
	- die ethnische Herkunft;
	- das Geschlecht;
	- die Religion;
	- die Weltanschauung;
	- eine Behinderung;
	- das Alter;
	- oder die sexuelle Identität.

1.3  Der Versicherungsschutz im Sinne von Ziffer 1 erstreckt sich 
auch auf Tochtergesellschaften des Versicherungsnehmers, soweit 
sie ihren Firmensitz in Deutschland haben.

Tochtergesellschaften im Sinne dieses Vertrages sind Unterneh-
men i. S. v. §§ 290 Abs. 1, Abs. 2, 271 Abs. 1 HGB, bei denen dem 
Versicherungsnehmer die Leitung oder Kontrolle direkt oder indirekt 
zusteht, entweder durch

	- die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter oder
	- das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des Aufsichts-, des Verwal-
tungsrats oder eines sonstigen Leitungsorgans zu bestellen oder 
abzuberufen und er gleichzeitig Gesellschafter ist oder

	- das Recht, einen beherrschenden Einfluss aufgrund eines mit 
diesem Unternehmen geschlossenen Beherrschungsvertrages 
oder aufgrund einer Satzungsbestimmung dieses Unternehmens 
auszuüben.

Soweit sich der Versicherungsschutz auf neu hinzukommende 
Tochtergesellschaften erstreckt, umfasst dieser nur solche Benach-
teiligungen, die nach dem Vollzug des Erwerbes begangen worden 
sind.

1.4  Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - 
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die 
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder 
der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. Dies gilt auch für 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die 
durch die Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran 
erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen.

2  Versicherungsfall
Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines Haft-
pflichtanspruchs gegen den Versicherungsnehmer oder eine mit-
versicherte Person während der Dauer des Versicherungsvertra-
ges. Im Sinne dieses Vertrages ist ein Haftpflichtanspruch geltend 
gemacht, wenn gegen den Versicherungsnehmer oder eine mitver-
sicherte Person ein Anspruch schriftlich erhoben

wird oder ein Dritter dem Versicherungsnehmer oder einer mitversi-
cherten Person schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen den Versi-
cherungsnehmer oder eine mitversicherte Person zu haben.
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3  Zeitliche Abgrenzung des Versicherungsschutzes
3.1  Erfasste Benachteiligungen und Anspruchserhebung 
Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende Benachteili-
gung müssen während der Wirksamkeit der Versicherung erfolgt 
sein. Wird eine Benachteiligung durch fahrlässige Unterlassung 
verursacht, gilt sie im Zweifel als an dem Tag begangen, an wel-
chem die versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen 
werden müssen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden.

3.2  Rückwärtsversicherung für vorvertragliche Benachteiligungen  
Zusätzlich besteht auch Versicherungsschutz für Benachteiligungen 
die vor Vertragsbeginn begangen wurden.

Dies gilt jedoch nicht für solche Benachteiligungen, die eine versi-
cherte Person, der Versicherungsnehmer oder eine Tochtergesell-
schaft bei Abschluss dieses Versicherungsvertrages kannte oder 
hätte kennen müssen. Als bekannt gilt eine Benachteiligung, wenn 
sie von dem Versicherungsnehmer, einer Tochtergesellschaft oder 
versicherten Personen als - wenn auch nur möglicherweise - objek-
tiv fehlsam erkannt oder ihnen, wenn auch nur bedingt, als fehlsam 
bezeichnet worden ist, auch wenn Schadensersatzansprüche 
weder erhoben noch angedroht noch befürchtet worden sind.

3.3  Nachmeldefrist für Anspruchserhebungen nach Vertragsbeen-
digung 
Der Versicherungsschutz umfasst auch solche Anspruchserhebun-
gen, die auf Benachteiligungen beruhen, die bis zur Beendigung 
des Versicherungsvertrages begangen und innerhalb eines Zeit-
raums von drei Jahren nach Beendigung des Versicherungsvertra-
ges erhoben und dem Versicherer gemeldet worden sind.

Die automatische Nachmeldefrist gilt nicht für den Fall eines 
Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
des Versicherungsnehmers sowie in den Fällen der Vertragsbeen-
digung gemäß Ziffer 14.1 sowie in den Fällen, in denen der Versi-
cherungsvertrag wegen Zahlungsverzug beendet worden ist. Das 
gleiche gilt, wenn nach Beendigung dieses Vertrages anderweitig 
Versicherungsschutz für Ansprüche aus Benachteiligungen abge-
schlossen wird.

Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachmeldefrist im 
Rahmen und nach Maßgabe der bei Ablauf des letzten Versiche-
rungsjahres geltenden Vertragsbestimmungen, und zwar in Höhe 
des unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des letzten 
Versicherungsjahres.

3.4  Insolvenz 
Im Fall der Beantragung des Insolvenzverfahrens des Versiche-
rungsnehmers oder einer vom Versicherungsschutz umfassten 
Tochtergesellschaft erstreckt sich die Deckung für das betroffene 
Unternehmen und die mitversicherten Personen des betroffenen 
Unternehmens nur auf Haftpflichtansprüche infolge von Benachtei-
ligungen, welche bis zum Zeitpunkt der Beantragung des Insolven-
zverfahrens begangen worden sind.

4  Versicherungsumfang
4.1  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflicht-
frage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und 
die Freistellung des Versicherungsnehmers oder der mitversicher-
ten Personen von berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der 
Versicherungsnehmer oder die mitversicherten Personen aufgrund 
Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Verglei-
ches zur Entschädigung verpflichtet sind und der Versicherer hier-
durch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die von dem 
Versicherungsnehmer oder den mitversicherten Personen ohne 
Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlossen wor-
den sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch 
ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers 
oder der mitversicherten Personen mit bindender Wirkung für den 
Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsneh-
mer oder die mitversicherten Personen binnen zwei Wochen vom 
Anspruch des Dritten freizustellen.

4.2  Für den Umfang der Leistung des Versicherers ist die im Versi-
cherungsschein angegebene Versicherungssumme der Höchstbe-
trag für jeden Versicherungsfall. Sofern nicht etwas anderes verein-
bart wurde, beträgt die Höchstersatzleistung für alle während eines 
Versicherungsjahres eingetretenen Versicherungsfälle das Dreifa-
che der Versicherungssumme. Kosten gemäß Ziffer 4.4 sind darin 
inbegriffen.

4.3  Unabhängig von den einzelnen Versicherungsjahren gelten 
mehrere während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages gel-
tend gemachte Ansprüche eines oder mehrerer Anspruchsteller

	- aufgrund einer Benachteiligung, welche durch den Versicherungs-
nehmer und/oder eine oder mehrere mitversicherte Personen 
begangen wurde,

	- aufgrund mehrerer Benachteiligungen, welche durch den Versi-
cherungsnehmer und/oder eine oder mehrere mitversicherte Per-
sonen begangen wurden, sofern diese Benachteiligungen dem-
selben Sachverhalt zuzuordnen sind und miteinander in 
rechtlichem, wirtschaftlichem oder zeitlichem Zusammenhang 
stehen,

als ein Versicherungsfall.

Dieser gilt unabhängig von dem tatsächlichen Zeitpunkt der Gel-
tendmachung der einzelnen Haftpflichtansprüche als in dem Zeit-
punkt eingetreten, in dem der erste Haftpflichtanspruch geltend 
gemacht wurde. Liegt die erste Benachteiligung zeitlich vor Beginn 
des Versicherungsvertrages, so gelten alle Benachteiligungen die-
ser Serie als nicht versichert.

4.4  Kosten sind insbesondere: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeu-
gen- und Gerichtskosten.

4.5  Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
an dem Verhalten des Versicherungsnehmers oder einer mitversi-
cherten Person scheitert oder falls der Versicherer seinen vertrags-
gemäßen Anteil zur Befriedigung des Geschädigten zur Verfügung 
stellt, so hat der Versicherer für den von der Weigerung bzw. der 
Zurverfügungstellung an entstehenden Mehraufwand an Hauptsa-
che, an Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

4.6  In jedem Versicherungsfall tragen der Versicherungsnehmer 
bzw. die in Anspruch genommenen mitversicherten Personen den 
im Versicherungsschein aufgeführten Betrag selbst.

4.7  Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Ansprüche auf 
Erfüllung von Verträgen sowie wegen anderer an die Stelle der 
Erfüllung tretender Ersatzleistungen.

5  Ausschlüsse
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche

5.1  gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mitversicherten 
Personen, soweit sie den Schaden vorsätzlich oder durch wissentli-
ches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, Beschluss, Vollmacht oder 
Weisung oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung herbei-
geführt haben.

Dem Versicherungsnehmer und/oder den mitversicherten Personen 
werden die Handlungen oder Unterlassungen nicht zugerechnet, 
die ohne ihr Wissen begangen worden sind.

5.2  die von den mitversicherten Personen gemäß Ziffer 1.1 geltend 
macht werden. Ansprüche des Versicherungsnehmers selbst oder 
seiner Angehörigen gegen die mitversicherten Personen sind von 
der Versicherung ausgeschlossen.

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbare Partnerschaften 
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder; Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 
angelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden 
sind).
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5.3
	- welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend gemacht 
werden - dies gilt auch im Falle der Vollstreckung von Urteilen, die 
außerhalb Deutschlands gefällt wurden.

	- wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts ausländischer 
Staaten.

5.4  jeglicher Art, die kollektiv erhoben werden, wie z. B. im Zusam-
menhang mit Streitgenossenschaften, Verbandsklagen oder die z. 
B. von Gewerkschaften oder Betriebsräten erhoben werden.

5.5  im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von rechtlichen Inte-
ressen aus dem kollektiven Arbeits- oder Dienstrecht; ausgeschlos-
sen sind auch Ansprüche im Zusammenhang mit Arbeitskampf-
maßnahmen (z. B. Aussperrung, Streik).

5.6  auf Entschädigung und/oder Schadensersatz mit Strafcharak-
ter; hierunter fallen auch Strafen, Buß- und Ordnungs- oder 
Zwangsgelder, die gegen den Versicherungsnehmer oder die mit-
versicherten Personen verhängt worden sind.

5.7  soweit sie aufgrund Vertrages oder besonderer Zusagen über 
den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers hinausgehen.

5.8  wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensionen, 
Renten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersversorgung, Abfindungs-
zahlungen im Zusammenhang mit der Beendigung von Arbeitsver-
hältnissen und Sozialplänen sowie Ansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch 
VII handelt.

5.9  wegen Benachteiligungen, die vor dem Vollzug des Erwerbs/
der Übernahme eines anderen Unternehmens durch den Versiche-
rungsnehmer und/oder eine seiner Tochtergesellschaften begangen 
worden sind.

5.10  wegen Benachteiligungen, die nach dem Abschluss des der 
Veräußerung zugrunde liegenden Vertrages des Versicherungsneh-
mers und/oder einer seiner Tochtergesellschaften durch ein ande-
res Unternehmen begangen worden sind.

5.11  und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Vornahme von 
Maßnahmen aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen, die Auswirkun-
gen auf die Betriebsstätte, wie z. B. baulichen Veränderungen, den 
Arbeitsplatz und/oder den Arbeitsprozess haben.

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszah-
lung

6  Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ers-
ten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziffer 7.1 
zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherung-
steuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz 
bestimmten Höhe zu entrichten hat.

7  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einma-
liger Beitrag
7.1  Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als ers-
ter Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

7.2  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur 
Zahlung des Beitrags eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzah-
lung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

7.3  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurück-
treten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann 
nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

8  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
8.1  Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt 
erfolgt.

8.2  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er 
die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versiche-
rer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine 
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen 
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziffern 8.3 und 8.4 mit 
dem Fristablauf verbunden sind.

8.3  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis 
zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung nach Ziffer 8.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.

8.4  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 8.2 Abs. 3 darauf 
hingewiesen hat. Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Ver-
sicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den angemahn-
ten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwi-
schen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten 
sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. Die Leistungsfrei-
heit des Versicherers nach Ziffer 8.3 bleibt unberührt.

9  Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag einge-
zogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtig-
ten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung 
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers 
erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versi-
cherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder 
hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, 
dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer 
berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Bei-
trags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform 
aufgefordert worden ist.

10  Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die 
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszah-
lung verlangen.

11  Beitragsregulierung
11.1  Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, 
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber 
den früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann 
auch durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die 
Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforde-
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rung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. 
Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann die-
ser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der 
Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

11.2  Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers 
oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt 
der Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall ver-
sicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der 
Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbei-
trag darf dadurch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend 
Ziffer 15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhö-
hungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden berück-
sichtigt.

11.3  Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mittei-
lung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben 
zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeit-
raum bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Werden 
die Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung 
statt. Ein vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird 
nur zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten 
nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten.

11.4  Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.

12  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, 
soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur 
Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, 
in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

13  Beitragsanpassungen
13.1  Der Vertrag enthält eine Beitragsanpassungsklausel. Der Ver-
sicherer verpflichtet sich, den Beitrag für bestehende Versiche-
rungsverträge mindestens alle fünf Jahre zu überprüfen und wenn 
die Entwicklung der Schadenaufwendungen und die den Verträgen 
zurechenbaren Kosten für Vertrieb, Verwaltung, Rückversicherung, 
Kapitalkosten und wenn enthalten Feuerschutzsteuer es erforder-
lich macht, an diese Entwicklung anzupassen. Veränderungen des 
Gewinnsatzes und der Provisionssätze bleiben bei der Anpassung 
außer Betracht.

Der Änderungsbedarf wird nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen ermittelt und berücksichtigt auf Basis der bisherigen 
Schaden- und Kostenentwicklung insbesondere die voraussichtli-
che künftige Entwicklung des Schadenbedarfs. Unternehmensüber-
greifende Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, dass 
eine ausreichende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht 
zur Verfügung steht. Der Änderungsbedarf kann differenziert nach 
objektiv risikobezogenen Kriterien ermittelt werden. 

Die Abweichung muss über den Gesamtbestand durchschnittlich 
mindestens 3 Prozent betragen. 

Ergibt der Änderungsbedarf einen niedrigeren als den bisherigen 
Beitrag, sind wir verpflichtet, den Beitrag entsprechend abzusen-
ken. Ergibt der Änderungsbedarf einen höheren als den bisher kal-
kulierten Beitrag, können wir den Beitrag erhöhen. Sehen wir von 
einer Beitragserhöhung ab oder führen sie nur zum Teil durch, kann 
diese festgestellte Abweichung bei der nächsten Anpassung 
berücksichtigt werden. Wir können die Anpassung zu Beginn der 
Versicherungsperiode vornehmen, die auf die Feststellung folgt.

13.2  Bei Erhöhungen der Beiträge kann der Versicherungsnehmer 
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung in Text-
form kündigen. Andernfalls wird der Vertrag zu dem geänderten 
Beitrag fortgeführt.

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung
14  Dauer und Ende des Vertrages
14.1  Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

14.2  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Ver-
tragsdauer eine Kündigung zugegangen ist.

14.3  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen 
Zeitpunkt.

14.4  Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres 
oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss 
dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Jahres zugegangen sein.

15  Kündigung nach Versicherungsfall
15.1  Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

	- vom Versicherer eine Zahlung geleistet wurde oder
	- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Ver-
sicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zuge-
stellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens 
einen Monat nach der Zahlung oder der Rechtshängigkeit des Haft-
pflichtanspruchs oder der Leistungsverweigerung des Versicherers 
zugegangen sein.

15.2  Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
16  Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh-
mers
16.1  Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer-
hebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzu-
zeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die 
für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragser-
klärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform 
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Ent-
schluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über-
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, 
muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe 
er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

16.2  Rücktritt 
16.2.1  Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheb-
lichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versiche-
rungsvertrag zurückzutreten.

16.2.2  Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen 
oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrläs-
sig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte.

16.2.3  Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, 
darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi-
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cherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich 
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt 
hat.

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

16.3  Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die 
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. Das 
Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber 
zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen 
Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 
10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers fristlos kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 16.2 und 16.3 zustehen-
den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, 
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine 
Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist 
nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 16.2 und 16.3 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hin-
gewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 16.2 und 16.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

16.4  Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht 
dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirk-
samwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

17  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsneh-
mer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist 
zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, 
der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders 
gefahrdrohend.

18  Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
18.1  Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer innerhalb einer 
Woche anzuzeigen. Dieses soll in Textform erfolgen. Das Gleiche 
gilt, wenn gegen den Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche 
geltend gemacht werden.

18.2  Der Versicherungsnehmer muss im Rahmen seiner Möglich-
keiten für die Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. 
Weisungen des Versicherers sind dabei zu beachten, soweit es für 
den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer 
ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten 
und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstüt-

zen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers für die 
Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie 
alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden.

18.3  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwaltschaft-
liches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein 
Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, 
hat er dies unverzüglich anzuzeigen.

18.4  Gegen einen Mahnbescheid muss der Versicherungsnehmer 
fristgemäß Widerspruch einlegen. Einer Weisung des Versicherers 
bedarf es nicht.

18.5  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens 
dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im 
Namen des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versi-
cherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle 
erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen 
zur Verfügung stellen.

19  Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten
19.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus die-
sem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der 
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

19.2  Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich ver-
letzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungs-
schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset-
zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen hat.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit 
nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 19.1 zustehendes Kündigungsrecht 
ausübt.

Weitere Bestimmungen
20  Rechte und Pflichten mitversicherter Personen/ Tochterge-
sellschaften
20.1  Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Bestimmungen 
sind entsprechend auf die mitversicherten Personen und/oder 
Tochtergesellschaften des Versicherungsnehmers anwendbar.

20.2  Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben 
den mitversicherten Personen und/oder Tochtergesellschaften des 
Versicherungsnehmers für die Erfüllung der Obliegenheiten verant-
wortlich.

21  Abtretungsverbot
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung 
ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch ver-
pfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist 
zulässig.
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22  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
22.1  Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärun-
gen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

22.2  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Ver-
sicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für 
den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

23  Verjährung
23.1  Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

23.2  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Ver-
sicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung 
bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Ver-
sicherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

24  Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände 
Treten Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherungs-
nehmer und dem Versicherer auf, stehen dem Versicherungsneh-
mer folgende Beschwerdemöglichkeiten zu:

24.1 Versicherungsombudsmann
Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher 
oder um eine Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher 
Lage befindet, gilt:

Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten kann sich der 
Versicherungsnehmer an den Ombudsmann für Versicherungen 
wenden.

Versicherungsombudsmann e.V.  
Postfach 080632  
10006 Berlin  
Telefon: 0800 3696000  
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de  
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und 
kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Der Versicherer hat sich 
verpflichtet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen.

Versicherungsnehmer, die diesen Vertrag online (z. B. über eine 
Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich mit 
ihrer Beschwerde auch online an die Plattform http://ec.europa.eu/
consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde wird dann über diese 
Plattform an den Versicherungsombudsmann weitergeleitet.

24.2 Versicherungsaufsicht
Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung des Versiche-
rers nicht zufrieden ist oder Meinungsverschiedenheiten bei der 
Vertragsabwicklung auftreten, kann er sich auch an die Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Der Versicherer 
unterliegt der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht.

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)  
Sektor Versicherungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108  
53117 Bonn  
Telefon: 0800 2 100 500  
E-Mail: poststelle@bafin.de  
Internet: https://www.bafin.de

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann einzelne Streit-
fälle nicht verbindlich entscheiden.

24.3 Rechtsweg 
Es besteht zudem die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.

24.3.1 Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen den Versiche-
rer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Ver-
sicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung.

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versi-
cherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz 
seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss sei-
nen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins 
Ausland, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem der Versi-
cherer seinen Sitz hat.

24.3.2 Örtlich zuständiges Gericht für Klagen gegen Versicherungs-
nehmer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des Ver-
sicherungsnehmers; fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnlichen 
Aufenthalt. 

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

25  Anzuwendendes Recht
Für diesen Vertrag gilt ausschließlich deutsches Recht.
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Vorblatt
1  Deckungssummen
1.1  Umwelt-Haftpflichtversicherung
Die Deckungssumme der Betriebs-Haftpflichtversicherung für Per-
sonen- und Sachschäden gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversi-
cherung. Für gemäß Ziffer I 1.2 mitversicherte Vermögensschäden 
findet die Sachschaden-Deckungssumme Anwendung.

Die Höchstersatzleistung im Versicherungsjahr ist auf das Einfa- 
che der Deckungssumme beschränkt.

Innerhalb der Sachschaden-Deckungssumme und Jahreshöch- 
stersatzleistung sind mitversichert bis

	- 30 % der Deckungssumme für Aufwendungen vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalles, je Störung des Betriebes oder behördlicher 
Anordnung je Versicherungsfall und je Versicherungsjahr.

Und sofern besonders vereinbart:

	- 1.000.000 EUR für Asbestschäden je Versicherungsfall und je 
Versicherungsjahr.

1.2  Umweltschadensversicherung
Die Deckungssumme für Sanierungskosten entspricht der zur 
Betriebs-Haftpflichtversicherung vereinbarten Sachschaden-De- 
ckungssumme. Sämtliche Kosten gemäß Ziffer II 5 werden auf die 
Deckungssumme angerechnet.

Die Höchstersatzleistung im Versicherungsjahr ist auf das Einfa- 
che der Deckungssumme beschränkt.

Innerhalb dieser Deckungssumme sind mitversichert bis

	- 30 % der Deckungssumme für Aufwendungen vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalles, je Störung des Betriebes oder behördlicher 
Anordnung je Versicherungsfall und je Versicherungsjahr.

	- 30 % der Deckungssumme für Ausgleichssanierungen je Ver- 
sicherungsfall und je Versicherungsjahr.

Und sofern besonders vereinbart:

- 500.000 EUR für die Umweltkaskoversicherung je Versicherungs-
fall und je Versicherungsjahr.

1.3  Kumulklausel
Besteht für einen Versicherungsfall oder mehrere Versicherungs-
fälle,

	- die auf derselben Ursache beruhen oder
	- die auf den gleichen Ursachen, zwischen denen ein innerer, ins-
besondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht, 
beruhen,

Versicherungsschutz sowohl aus der Betriebs-Haftpflichtversiche-
rung als auch aus der Umwelt-Haftpflichtversicherung und/oder aus 
der Umweltschadensversicherung, so ist die Ersatzleistung des 
Versicherers insgesamt auf die Höhe der höchsten Deckungs-
summe begrenzt.

In diesem Falle gelten die Versicherungsfälle in dem Zeitpunkt ein-
getreten, in dem der erste dieser Versicherungsfälle eingetreten ist.

2  Selbstbeteiligungen
2.1  Umwelt-Haftpflichtversicherung
Der Versicherungsnehmer beteiligt sich an

	- den Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles mit 
500 EUR;

	- jedem Personenschaden in den USA, US-Territorien und Kanada 
sowie bei jedem Personenschaden, der in den USA, US-Territo-
rien oder Kanada geltend gemacht wird, mit 5.000 EUR.

Diese Selbstbeteiligung gilt auch für die in Ziffer I 7 und 8 genann-
ten Kosten.

2.2  Umweltschadensversicherung
Der Versicherungsnehmer beteiligt sich an

	- jedem Schaden mit 500 EUR.

2.3  Der Versicherer ist auch in diesen Fällen zur Prüfung der 
gesetzlichen Verpflichtung und zur Abwehr unberechtigter Inan- 
spruchnahme  verpflichtet.

3  Deklaration der mitversicherten Umweltrisiken zur Umwelt- 
Haftpflicht- und Umweltschadensversicherung
Der Versicherungsschutz erstreckt sich ausschließlich auf die nach-
stehend deklarierten Risiken und Risikobausteine sowie ggfs. wei-
tere im Versicherungsschein/Nachtrag deklarierte Risiken und Risi-
kobausteine.

Die Anlagenrisiken sind auf dem Betriebsgrundstück des Versi- 
cherungsnehmers belegen.

3.1  WHG-Anlagen

Mitversichert sind

	- bis 30.000 Liter Heizöl je Betriebsgrundstück;
	- Kraftstoffe (auch in mobilen Tankcontainern auf Baustellen) bis zu 
5.000 Liter Gesamtlagermenge;

	- sonstige gewässerschädliche Stoffe bis zu 5.000 Liter Gesamt- 
lagermenge je Betriebsgrundstück (z. B. Thermoöl), soweit es 
sich nicht um chlorkohlenwasserstoffhaltige Stoffe handelt (Klein-
gebinde-Regelung).

Und zusätzlich sofern eine Land-/Forstwirtschaft, ein Reiterhof, ein 
Gestüt oder eine Biogasanlage versichert ist

	- bis 1.000.000 Liter Sickersäfte aus Silos, Jauche und Gülle in 
Behältern oder geschlossenen Gruben - nicht jedoch in Lagunen - 
sofern die Stoffe im versicherten land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieb angefallen sind;

	- Lagerung von festem Stalldung, sofern diese in wasserdichten 
Dungstätten erfolgt und der Dung im versicherten land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieb angefallen ist;

	- Anlagen zur Lagerung von Nahrungs-, Genuss- und Futtermit- 
teln, soweit diese im Zusammenhang mit dem versicherten land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieb stehen und die Anlagen nicht 
nach den Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Geneh-
migungs- oder Anzeigepflicht unterliegen.

Wird eine dieser Mengenschwellen überschritten, erlischt - abwei-
chend von Ziffer 3.1.2 AHB, Ziffer I 3.2 und Ziffer II 6.1 - die Mitver-
sicherung dieses Risikos vollständig. Der Versicherungsschutz 
bedarf insoweit einer besonderen Vereinbarung.

3.2  UmweltHG Anlagen

- nicht versichert -

3.3  Deklarierungspflichtige Anlagen

- nicht versichert -

3.4  Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko

Mitversichert sind

	- Öl-, Benzin-, Fett-, Amalgamabscheider, über die (indirekt) in die 
öffentliche Kanalisation eingeleitet wird.

Weitergehender Versicherungsschutz bedarf insoweit einer beson-
deren  Vereinbarung.

3.5  UmweltHG-Anlagen/Pflichtversicherung

- nicht versichert -

3.6  Umweltregressdeckung

- mitversichert -

3.7  Basisdeckung

- mitversichert -
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I  Umwelt-Haftpflichtversicherung (UHV)
1  Gegenstand der Versicherung
1.1  Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB), 
Ziffer III und den nachfolgenden Vereinbarungen.

1.2  Versichert ist - abweichend von Ziffer 7.10.2 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers 
wegen Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung für 
die gemäß Ziffer 2 in Versicherung gegebenen Risiken.

Mitversichert sind gemäß Ziffer 2.1 AHB Vermögensschäden aus 
der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichte-
ten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benut-
zungsrechten oder -befugnissen. Diese werden wie Sachschäden 
behandelt.

Erläuterung:
Eine Umwelteinwirkung liegt dann vor, wenn sich Stoffe, Erschütte-
rungen, Geräusche, Druck, Strahlen, Gase, Dämpfe, Wärme oder 
sonstige Erscheinungen in Boden, Luft oder Wasser ausgebreitet 
haben.

2  Umfang der Versicherung
Versicherungsschutz besteht für die unter Ziffer III 2.1 bis 2.7 auf-
geführten und ausdrücklich vereinbarten Risikobausteine und 
deklarierten Risiken.

3  Vorsorge-Versicherung/Erhöhungen und Erweiterungen
3.1  Die Bestimmungen der Ziffer 3.1.3 und Ziffer 4 AHB (Vorsor-
ge-Versicherung) finden für die Ziffern III 2.1 bis 2.5 keine Anwen-
dung. Der Versicherungsschutz für neue Risiken bedarf insoweit 
besonderer Vereinbarung.

3.2  Ziffer 3.1.2 AHB (Erhöhungen und Erweiterungen) findet für die 
Ziffern III 2.1 bis 2.5 ebenfalls keine Anwendung. Hiervon unberührt 
bleiben mengenmäßige Veränderungen von Stoffen innerhalb der 
unter Ziffer III 2 versicherten Risiken.

4  Versicherungsfall
Versicherungsfall ist - abweichend von Ziffer 1.1 AHB - die nach-
prüfbare erste Feststellung des Personenschadens, Sachschadens 
oder eines gemäß Ziffer 1.2 mitversicherten Vermögensschadens 
durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder den Versi-
cherungsnehmer.

Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versiche-
rung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu die-
sem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens oder 
die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar 
war.

5  Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall 
eingetreten ist,

	- nach einer Störung des Betriebes oder
	- aufgrund behördlicher Anordnung

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur 
Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintreten-
den Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.2 mitversicherten Ver-
mögensschadens. Die Feststellung der Störung des Betriebes oder 
die behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versi-
cherung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

5.2  Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne 
der Ziffer 5.1 werden unter den dort genannten Voraussetzungen 
unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen 
durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvor-
nahme durch die Behörde ausgeführt werden.

5.3  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,

a)	 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des 
Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzu-
zeigen und alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen 
auf den Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv 
geeignet ist, den Schadeneintritt zu verhindern oder den Scha-

denumfang zu mindern und auf Verlangen des Versicherers 
fristgemäß Widerspruch gegen behördliche Anordnungen einzu-
legen oder

b)	 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

5.4  Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen 
des für Aufwendungen gemäß Ziffer 5 vereinbarten Gesamtbetra-
ges nur die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen  
ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 genannten 
Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendun-
gen hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz 
etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwen-
dungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die Ver-
letzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist.

5.5  Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Scha-
den, so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf 
die für den Versicherungsfall maßgebende Sachschaden- 
Deckungssumme angerechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser 
Aufwendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines 
früheren Versicherungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungs-
fälle tatsächlich gemindert hat.

5.6  Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen - auch 
soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziffer 5.1 decken - 
zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung 
oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder 
Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versi-
cherungsnehmers; auch für solche, die früher im Eigentum oder 
Besitz des Versicherungsnehmers standen.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder 
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten 
Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.2 mitversicherten Vermö-
gensschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder 
Sachen des Versicherungsnehmers, die von einer Umwelteinwir-
kung nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden müssen. Eintre-
tende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

6  Nicht versicherte Tatbestände
Nicht versichert sind
6.1  Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder ent-
standen sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, 
verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein 
Gewässer gelangen. Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf 
einer Störung des Betriebes beruhen.

6.2  Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unver-
meidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkun-
gen entstehen.

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis 
erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der 
schadenursächlichen Umwelteinwirkungen unter den Gegebenhei-
ten des Einzelfalles die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht 
erkennen musste.

Sofern zur Umwelt-Haftpflichtversicherung eine Deckungssumme 
von über 20.000.000 EUR vereinbart ist, beträgt die Höchstersatz-
leistung für Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt 
unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umweltein-
wirkungen entstehen, für die der Tatbestand des Abs. 2 gegeben 
ist, innerhalb dieser Deckungssumme 20.000.000 EUR je Versiche-
rungsfall und je Versicherungsjahr.

6.3  Ansprüche wegen Schäden, die vor Beginn des Versicherungs-
vertrages eingetreten sind oder wegen vor Vertragsbeginn bereits 
erfolgter Umwelteinwirkungen.
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6.4  Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer 
Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder hätte 
beantragt werden können.

6.5  Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der 
Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses 
Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt 
bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen waren.

6.6  Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb 
von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen.

6.7  Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsneh-
mer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder 
sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach 
Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). Für Risiko-
baustein III Ziffer 2.6 findet dieser Ausschluss keine Anwendung.

6.8  Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsneh-
mer hergestellte oder gelieferte Abfälle nach Auslieferung entste-
hen.

6.9  Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versi-
cherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Ver-
fügungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen.

6.10  Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder 
jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, 
dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen 
oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder 
Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, 
Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Repa-
raturen bewusst nicht ausführen.

6.11  Ansprüche wegen genetischer Schäden.

6.12  Ansprüche wegen

a)	 Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit es sich han-
delt um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandtei-
len und Zubehör;

b)	 Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 BBergG) 
durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureeinbrüche 
sowie Kohlenstaubexplosionen.

6.13  Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der 
Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens.

6.14  Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereig-
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügun-
gen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Natur-
kräfte ausgewirkt haben.

6.15  Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen.

Zum Gebrauch gehören z. B. auch

	- Ein- und Aussteigen,
	- Be- und Entaden,
	- Betanken und Aufladen,
	- Reparatur, Wartung und Reinigung,
	- Einsatz des Fahrzeugs oder seiner Einrichtungen als Arbeitsma-
schine.

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahr-
zeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines 
Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an 
einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug 
ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser 
Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

Für gemäß Ziffer III 1.2 mitversicherte Kraftfahrzeuge, Arbeitsma-
schinen und Anhänger findet der vorstehende Ausschluss keine 
Anwendung.

6.16  Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges ver-
ursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder 
Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

	- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge 
bestimmt waren,

	- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder Luft- 
oder Raumfahrzeugteilen,

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit 
diesen beförderten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger 
Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge.

6.17  Ansprüche aus Anlass von Sprengungen, sofern nicht eine 
besondere Vereinbarung hierüber mit dem Versicherer getroffen 
worden ist. Auch wenn eine solche Vereinbarung getroffen worden 
ist, sind in jedem Fall ausgeschlossen Schäden an Immobilien in 
einem Umkreis von weniger als 150 m.

6.18  Haftpflichtansprüche aus der Verwendung von Klärschlamm, 
Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzenschutz- und Düngemit-
teln.

6.19  Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer als Endherstel-
ler/Produzent von Mobiltelefonen sowie als diesbezüglichen Netz-
betreiber wegen Gesundheitsbeeinträchtigungen aus dem 
Gebrauch bzw. der Verwendung von Mobiltelefonen.

6.20  Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer als Blut- oder 
Blutprodukthersteller sowie als Betreiber von Blutbanken und Blut-
spendeeinrichtungen. Blutprodukte sind Blutzubereitungen, Sera, 
Plasma und Vollblut, soweit diese aus menschlichem Blut gewon-
nen werden und zur Verwendung als Arzneimittel bestimmt sind.

6.21  Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer als Tabakher-
steller oder Tabakwarenhersteller sowie als Händler, der Tabakwa-
ren unter eigenem Namen vertreibt (Quasihersteller).

6.22  Ansprüche wegen Schäden durch Halogenkohlenwasserstoffe 
oder halogenkohlenwasserstoffhaltige Substanzen (z. B. CKW, 
FCKW, FKW, PCB, HCB, HCH, PCP, PCT, DDT, halogenierte Dio-
xine oder Furane).

6.23 Ansprüche wegen Schäden aus

	- Besitz und Betrieb von Offshore-Anlagen;
	- Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung, Bau, Montage, 
Demontage, Wartung, Instandhaltung von Offshore-Anlagen 
sowie Wartungs-, Installations- und sonstige Service-Arbeiten im 
Zusammenhang mit Offshore-Anlagen;

	- Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung von Erzeugnissen, 
die ersichtlich für Offshore-Anlagen bestimmt waren.

Offshore-Anlagen sind im Meer/vor der Küste gelegene Risiken, 
wie z. B. Ölplattformen, Bohrinseln, Pipelines, Windenergieanlagen 
usw. Der Offshore-Bereich beginnt an der Uferlinie bei Flut.
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7  Versicherungsfälle im Ausland
7.1  Eingeschlossen sind im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingun-
gen - abweichend von Ziffer 7.9 AHB -

7.1.1 auch im Ausland eintretende Versicherungsfälle,

a)	 die auf den Betrieb einer im Inland gelegenen Anlage oder eine 
Tätigkeit im Inland im Sinne der Ziffer III 2.1 bis 2.7 zurückzu-
führen sind. Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziffer III 2.6 
nur, wenn die Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für das Aus-
land bestimmt waren;

b)	 aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen, Kongresse, Messen und Märkte.

7.1.2  im europäischen Ausland eingetretene Versicherungsfälle,

a)	 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen 
oder Teilen im Sinne von Ziffer III 2.6 zurückzuführen sind;

b)	 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung 
von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer III 2.6 zurückzufüh-
ren sind, wenn diese Tätigkeiten im europäischen Ausland erfol-
gen;

c)	 die auf sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung 
oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziffer III 2.7 zurückzuführen 
sind, wenn diese Tätigkeiten im europäischen Ausland erfolgen.

7.1.3  Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind eingeschlos-
sen im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen - abweichend von 
Ziffer 7.9 AHB und Ziffer 7.1.2 - auch im außereuropäischen Aus-
land eintretende Versicherungsfälle,

a)	 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen 
oder Teilen im Sinne von Ziffer III 2.6 zurückzuführen sind, wenn 
die Anlagen oder Teile ersichtlich für das außereuropäische Aus-
land bestimmt waren;

b)	 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung 
von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer III 2.6 zurückzufüh-
ren sind, wenn diese Tätigkeiten im außereuropäischen Ausland 
erfolgen;

c)	 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, War-
tung oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziffer III 2.7 zurückzufüh-
ren sind, wenn diese Tätigkeiten im außereuropäischen Ausland 
erfolgen.

Zu Ziffer 7.1.2 und 7.1.3:
Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- und 
Sachschäden, die Folgen einer plötzlichen und unfallartigen Stö-
rung des bestimmungsgemäßen Betriebes sind. Aufwendungen vor 
Eintritt des Versicherungsfalles gemäß Ziffer 5 werden nicht ersetzt.

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht 
für im Ausland belegene Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Pro-
duktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl.

7.1.4  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche

a)	 aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die 
vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit 
der Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. Einge-
schlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen den Versi-
cherungsnehmer und die unter Ziffer III 1.1 genannten Personen 
aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die den Bestimmun-
gen des Sozialgesetzbuches VII unterliegen (siehe Ziffer 7.9 
AHB).

b)	 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages.

c)	 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusam-
menhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1231-1 des 
französischen Code Civil oder gleichartigen Bestimmungen 
anderer Länder.

7.1.5  Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Abwehr der von Dritten geltend gemachten 
Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- 
und Gerichtskosten werden - abweichend von Ziffer 6.5 AHB - als 
Leistungen auf die Deckungssumme angerechnet.

7.1.6  Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versi-

cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist.

8  Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend 
gemacht werden
Bei Versicherungsfällen die im Ausland geltend gemacht werden, 
gilt:

8.1  Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche

a)	 auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages.

b)	 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusam-
menhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1231-1 des 
französischen Code Civil oder gleichartigen Bestimmungen 
anderer Länder.

8.2  Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Abwehr der von Dritten geltend gemachten 
Ansprüche, insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- 
und Gerichtskosten werden - abweichend von Ziffer 6.5 AHB - als 
Leistungen auf die Deckungssumme angerechnet.

8.3  Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist.

II  Umweltschadensversicherung (USV)
1  Gegenstand der Versicherung
1.1  Der Versicherungsschutz richtet sich nach Ziffer 8 bis 32 der 
AHB, Ziffer III und den nachfolgenden Vereinbarungen.

1.2  Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltschadensgesetz 
zur Sanierung von Umweltschäden.

Umweltschaden ist eine

	- Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräu-
men,

	- Schädigung der Gewässer,
	- Schädigung des Bodens.

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versicherungs-
nehmer von einer Behörde oder einem sonstigen Dritten auf Erstat-
tung der Kosten für Sanierungsmaßnahmen/Pflichten der oben 
genannten Art in Anspruch genommen wird. Dabei kommt es nicht 
darauf an, ob der Versicherungsnehmer auf öffentlich-rechtlicher 
oder privatrechtlicher Grundlage in Anspruch genommen wird.

Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch solche 
gegen den Versicherungsnehmer gerichteten Ansprüche, die auch 
ohne das Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer 
auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender 
nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versiche-
rungsnehmer geltend gemacht werden könnten.

Versicherungsschutz für derartige Ansprüche kann ausschließlich 
über eine Betriebs- oder Berufs-Haftpflichtversicherung oder eine 
Umwelt-Haftpflichtversicherung vereinbart werden.

2  Umfang der Versicherung/Versicherte Risiken
Die Versicherung erstreckt sich ausschließlich auf die in der 
Umwelt-Haftpflichtversicherung bei der SIGNAL IDUNA Gruppe 
mitversicherten Anlagen, Risiken und Tätigkeiten.

Versicherungsschutz besteht für die unter Ziffer III 2.1 bis 2.7 auf-
geführten, jeweils ausdrücklich zu vereinbarenden Risikobausteine.

3  Betriebsstörung
3.1  Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umweltschä-
den, die unmittelbare Folge einer plötzlichen und unfallartigen, 
während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages eingetrete-
nen Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes des Versiche-
rungsnehmers oder des Dritten sind (Betriebsstörung).
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3.2  Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im Rahmen 
der Ziffer III 2.7.2 a) Versicherungsschutz für Umweltschäden durch 
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse. Das Gleiche gilt im Rah-
men der Ziffer III 2.7.2 b) für Umweltschäden durch Lagerung, Ver-
wendung oder anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter 
im Sinne von Ziffer III 2.7.2 a).

3.3  Versicherungsschutz besteht in den Fällen der Ziffer 3.2 aus-
schließlich dann, wenn der Umweltschaden auf einen Konstruk-
tions-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse 
zurückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, 
wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Erzeug-
nisse nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht hätte 
erkannt werden können (Entwicklungsrisiko).

4  Leistungen der Versicherung
4.1  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der gesetzlichen 
Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme und die 
Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Sanie-
rungs- und Kostentragungsverpflichtungen gegenüber der Behörde 
oder einem sonstigen Dritten.

Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen 
dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechts-
kräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Sanierung- 
und Kostentragung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch 
gebunden ist. Anerkenntnisse oder Vergleiche, die vom Versiche-
rungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 
geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der 
Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer festge-
stellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei 
Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen.

4.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
Schadens oder der Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme durch 
die Behörde oder einen sonstigen Dritten zweckmäßig erscheinen-
den Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzuge-
ben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwaltungsverfah-
ren oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder Kostentragungsver-
pflichtungen gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer 
zur Verfahrens- und Prozessführung bevollmächtigt. Er führt das 
Verwaltungsverfahren oder den Rechtsstreit im Namen des  Versi-
cherungsnehmers.

4.3  Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltschadens/
Umweltdeliktes, der/das eine unter den Versicherungsschutz fal-
lende Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung zur Folge 
haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so 
trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit 
ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.

5  Versicherte Kosten
Versichert sind im Rahmen des in Ziffer 4.1 geregelten Leistungs-
umfangs nachfolgende Kosten einschließlich notwendiger Gutach-
ter-, Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsverfah-
rens- und Gerichtskosten

5.1  für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, natürli-
chen Lebensräumen oder Gewässern;

5.1.1  die Kosten für die „primäre Sanierung“, d. h. für Sanierungs-
maßnahmen, die die geschädigten natürlichen Ressourcen und/
oder beeinträchtigten Funktionen ganz oder annähernd in den Aus-
gangszustand zurückversetzen;

5.1.2  die Kosten für die „ergänzende Sanierung“, d. h. für Sanie-
rungsmaßnahmen in Bezug auf die natürlichen Ressourcen und/
oder Funktionen, mit denen der Umstand ausgeglichen werden 
soll, dass die primäre Sanierung nicht zu einer vollständigen Wie-
derherstellung der geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder 
Funktionen führt;

5.1.3  die Kosten für die „Ausgleichssanierung“, d. h. für die Tätig-
keiten zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste natürlicher Res-
sourcen und/oder Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens 
des Schadens bis zu dem Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre 
Sanierung ihre Wirkung vollständig entfaltet hat. „Zwischenzeitliche 
Verluste“ sind Verluste, die darauf zurückzuführen sind, dass die 
geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen ihre 
ökologischen Aufgaben oder ihre Funktionen für andere natürliche 
Ressourcen nicht erfüllen können, solange die Maßnahmen der pri-
mären bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht entfaltet 
haben.

5.2  für die Sanierung von Schädigungen des Bodens: Die Kosten 
für die erforderlichen Maßnahmen, die zumindest sicherstellen, 
dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, kontrolliert, einge-
dämmt oder vermindert werden, so dass der geschädigte Boden 
unter Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädigung gege-
benen gegenwärtigen oder zugelassenen zukünftigen Nutzung kein 
erhebliches Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen 
Gesundheit mehr darstellt.

5.3  Die unter Ziffer 5.1 und Ziffer 5.2 genannten Kosten für 
Umweltschäden, die auf Grundstücken des Versicherungsnehmers 
gemäß Ziffer 10.1 oder am Grundwasser gemäß Ziffer 10.2 eintre-
ten, sind nur nach besonderer Vereinbarung versichert.

6  Erhöhungen und Erweiterungen
6.1  Für Risiken der Ziffer III 2.1 bis III 2.5 besteht kein Versiche-
rungsschutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der Versiche-
rungsschutz umfasst aber mengenmäßige Veränderungen von 
Stoffen innerhalb der unter Ziffer III 2.1 bis III 2.5 versicherten Risi-
ken.

6.2  Für Risiken gemäß Ziffer III 2.6 und III 2.7 umfasst der Versi-
cherungsschutz Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies 
gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versiche-
rungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für 
sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorge-
pflicht unterliegen.

6.3  Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen 
des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass 
neuer Rechtsvorschriften, soweit es sich hierbei um Rechtsvor-
schriften auf der Grundlage der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) handelt und diese nicht Vorschriften zur Versiche-
rungs- oder Deckungsvorsorgepflicht zum Gegenstand haben. Der 
Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen 
von Ziffer 21 AHB kündigen.

7  Neue Risiken
7.1  Für Risiken gemäß Ziffer III 2.1 bis III 2.5, die nach Abschluss 
des Versicherungsvertrages neu entstehen, bedarf der Versiche-
rungsschutz besonderer Vereinbarung.

7.2  Für Risiken gemäß Ziffer III 2.6 und III 2.7, die nach Abschluss 
des Vertrages neu entstehen, besteht Versicherungsschutz im Rah-
men des Vertrages.

7.2.1  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung 
des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzu-
zeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfol-
gen.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt 
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das 
neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem 
Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht 
verstrichen war.

7.2.2  Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen 
angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über 
die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungs-
schutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

7.2.3  Die Regelung der Versicherung neuer Risiken gemäß Ziffer 
7.2 gilt nicht für Risiken
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a)	 aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, 
Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulas-
sungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

b)	 aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;
c)	 die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterlie-

gen;
d)	 die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rah-

men von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern 
sind.

8  Versicherungsfall
Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des 
Umweltschadens durch den Versicherungsnehmer, die zuständige 
Behörde oder einen sonstigen Dritten. Der Versicherungsfall muss 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hier-
bei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursa-
che oder Umfang des Schadens oder eine Pflicht zur Vornahme 
von Sanierungsmaßnahmen erkennbar war.

9  Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
9.1  Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall 
eingetreten ist,

a)	 für die Versicherung nach den Risikobausteinen III 2.1 bis III 2.5 
nach einer Betriebsstörung;

b)	 für die Versicherung nach Risikobaustein III 2.6 nach einer 
Betriebsstörung bei Dritten;

c)	 für die Versicherung nach Risikobaustein III 2.7.2 a) nach einer 
Betriebsstörung bei Dritten - in den Fällen der Ziffer II 3.2  auch 
ohne Vorliegen einer Betriebsstörung nach behördlicher Anord-
nung;

d)	 für die Versicherung nach Risikobaustein III 2.7.2 b) nach einer 
Betriebsstörung beim Versicherungsnehmer oder Dritten - in 
den Fällen der Ziffer II 3.2 auch ohne Vorliegen einer Betriebs-
störung nach behördlicher Anordnung;

Aufwendungen des Versicherungsnehmers - oder soweit versichert 
des Dritten gemäß b) bis d) - für Maßnahmen zur Abwendung oder 
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Umweltscha-
dens. Die Feststellung der Betriebsstörung oder die behördliche 
Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, 
wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

9.2  Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder behördli-
chen Anordnungen im Sinne der Ziffer 9.1 werden unter den dort 
genannten Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernom-
men, dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer oder 
im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt wer-
den.

9.3  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
9.3.1  dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung 
des Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzu-
zeigen und alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf 
den Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, 
den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu 
mindern und auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Wider-
spruch gegen behördliche Anordnungen einzulegen

oder

9.3.2  sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

9.4  Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 9.3 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen 
des für Aufwendungen gemäß Ziffer 9 vereinbarten Gesamtbetra-
ges nur die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen  
ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 9.3 genannten 
Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendun-
gen hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz 
etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwen-
dungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die Ver-
letzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist.

9.5  Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem Scha-
den, so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf 
die für den Versicherungsfall maßgebende Deckungssumme ange-
rechnet, es sei denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im 
Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung eines früheren Versiche-
rungsjahres die Ersatzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich 
gemindert hat.

9.6  Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen - auch 
soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne von Ziffer 9.1 decken - 
zur Erhaltung, Reparatur, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung 
von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch 
gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsneh-
mers; auch für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Ver-
sicherungsnehmers standen, auch für solche, die der Versiche-
rungsnehmer hergestellt oder geliefert hat.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr oder Min-
derung eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten 
Umweltschadens, falls nicht betroffene Betriebseinrichtungen, 
Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers beeinträch-
tigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzu-
ziehen.

10  Nicht versicherte Tatbestände
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, gilt:

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, 
unabhängig davon, ob diese bereits erhebliche nachteilige Auswir-
kungen auf den Erhaltungszustand von Arten und natürlichen 
Lebensräumen oder Gewässer haben oder eine Gefahr für die 
menschliche Gesundheit darstellen,

10.1  die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des 
Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, 
gepachtet, geliehen sind oder durch verbotene Eigenmacht erlangt 
wurden. Dies gilt auch, soweit es sich um dort befindliche 
geschützte Arten oder natürliche Lebensräume handelt.

10.2  am Grundwasser.

10.3  infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers 
oder seines Fließverhaltens.

10.4  die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten sind.

10.5  die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach 
Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder 
in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits kontaminiert 
waren.

10.6  die im Ausland eintreten.

10.7  die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim 
Umgang mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, 
ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in 
den Boden, in ein Gewässer oder in die Luft gelangen. Dies gilt 
nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Betriebsstörung beruhen.

10.8  die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in 
Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen.

10.9  durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freiset-
zung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzen-
schutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämpfungsmitteln, es sei denn, 
dass diese Stoffe durch plötzliche und unfallartige Ereignisse 
bestimmungswidrig und unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen, 
diese Stoffe durch Niederschläge plötzlich abgeschwemmt werden 
oder in andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz des Versi-
cherungsnehmers stehen.
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10.10  die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse 
zurückzuführen sind.

10.11  die zurückzuführen sind auf

a)	 gentechnische  Arbeiten,
b)	 gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
c)	 Erzeugnisse, die

	- Bestandteile aus GVO enthalten
	- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

10.12  infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger Ent-
sorgung von Abfällen ohne die dafür erforderliche behördliche 
Genehmigung, unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration 
oder an einem Ort, der nicht im erforderlichen Umfang dafür 
behördlich genehmigt ist.

10.13  aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrich-
tungen zur Endablagerung von Abfällen.

10.14  die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen.

Zum Gebrauch gehören z. B. auch

	- Ein- und Aussteigen,
	- Be- und Entaden,
	- Betanken und Aufladen,
	- Reparatur, Wartung und Reinigung,
	- Einsatz des Fahrzeugs oder seiner Einrichtungen als Arbeitsma-
schine.

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder 
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasser-
fahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, 
so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an 
einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug 
ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser 
Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das 
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

Für gemäß Ziffer III 1.2 mitversicherte Kraftfahrzeuge, Arbeitsma-
schinen und Anhänger, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht.

10.15  die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als 
Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch 
genommen werden. Besteht nach diesen Bestimmungen für einen 
Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Ver-
sicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden 
durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus

	- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge 
bestimmt waren;

	- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder 
deren Teilen.

10.16  soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Perso-
nen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, die 
den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst von Geset-
zen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten 
behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umwelt-
schutz dienen, abweichen.

10.17  soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Perso-
nen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, die 
den Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst unterlas-
sen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Tech-
nik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für 
Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen 
zu befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht ausfüh-
ren.

10.18  durch Bergbaubetrieb im Sinne des BBergG.

10.19  die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseli-
gen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illega-
lem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von 
hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere 
Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

10.20  soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Perso-
nen richten, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben.

10.21  soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Perso-
nen richten, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie 
in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit

	- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
	- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

10.22  soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund vertragli-
cher Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche Verpflichtung 
des Versicherungsnehmers hinausgehen.

10.23  die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehören-
den, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. 
Es besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt 
hat.

10.24  durch den Betrieb von Kernenergieanlagen.

10.25  Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer als Endherstel-
ler/Produzent von Mobiltelefonen sowie als diesbezüglichen Netz-
betreiber wegen Gesundheitsbeeinträchtigungen aus dem 
Gebrauch bzw. der Verwendung von Mobiltelefonen.

10.26  Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer als Tabakher-
steller oder Tabakwarenhersteller sowie als Händler, der Tabakwa-
ren unter eigenem Namen vertreibt (Quasihersteller).

10.27  Ansprüche wegen Schäden durch Halogenkohlenwasser-
stoffe oder halogenkohlenwasserstoffhaltige Substanzen (z. B. 
CKW, FCKW, FKW, PCB, HCB, HCH, PCP, PCT, DDT, halogenierte 
Dioxine oder Furane).

10.28 Ansprüche wegen Schäden aus

	- Besitz und Betrieb von Offshore-Anlagen;
	- Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung, Bau, Montage, 
Demontage, Wartung, Instandhaltung von Offshore-Anlagen 
sowie Wartungs-, Installations- und sonstige Service-Arbeiten im 
Zusammenhang mit Offshore-Anlagen;

	- Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung von Erzeugnissen, 
die ersichtlich für Offshore-Anlagen bestimmt waren.

Offshore-Anlagen sind im Meer/vor der Küste gelegene Risiken, 
wie z. B. Ölplattformen, Bohrinseln, Pipelines, Windenergieanlagen 
usw. Der Offshore-Bereich beginnt an der Uferlinie bei Flut.

11  Versicherungsfälle im Ausland
11.1  Versichert sind abweichend von Ziffer 10.6 im Umfang dieses 
Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-Umwelthaf-
tungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,

a)	 die auf den Betrieb einer im Inland belegenen Anlage oder eine 
Tätigkeit im Inland im Sinne der Ziffer III 2.1 bis III 2.7 zurückzu-
führen sind. Dies gilt für Tätigkeiten im Sinne der Ziffer III 2.6 
und III 2.7.2 a) nur, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeug-
nisse nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

b)	 aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen, Kongressen, Messen und Messen;
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c)	 im europäischen Ausland, sofern sie auf Arbeiten, Tätigkeiten 
oder Leistungen im Sinne der Ziffer 11.2.2 bis 11.2.4 zurückzu-
führen sind.

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von Ziffer 1.1 
auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß nationalen Umsetzungs-
gesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, sofern diese Pflichten oder 
Ansprüche den Umfang der o. g. EU-Richtlinie nicht überschreiten.

11.2  Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind versichert im 
Umfang dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der 
EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versiche-
rungsfälle,

11.2.1  die auf den Betrieb von im Ausland belegenen Anlagen oder 
Betriebsstätten (z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, 
Läger und dgl.) zurückzuführen sind;

11.2.2  die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen 
oder Teilen im Sinne von Ziffer III 2.6 oder Erzeugnisse im Sinne 
von Ziffer III 2.7.2 a) zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder 
Teile oder Erzeugnisse ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

11.2.3  die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder War-
tung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer III 2.6 zurückzu-
führen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen;

11.2.4  die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, 
Wartung oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziffer III 2.7.2 b) zurück-
zuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen.

11.3  Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei 
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist.

12  Sonstige Bestimmungen
12.1  Die Zahlung von Sanierungskosten gilt als Schadensersatz-
zahlung im Sinne von Ziffer 19.1 AHB.

12.2  Eine Klage auf Erstattung der Kosten für Sanierungsmaßnah-
men/Pflichten gilt als Klage im Sinne von Ziffer 19.1 AHB.

12.3  Ziffer 27.1 AHB gilt wie folgt ersetzt:
Erstreckt sich die Versicherung auch auf Ansprüche gegen andere 
Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für ihn gel-
tenden Bestimmungen auf die Versicherten entsprechend anzu-
wenden. Die Bestimmungen der Ziffer 7 gelten nicht, wenn das 
neue Risiko nur in der Person eines Versicherten entsteht.

III  Gemeinsame Bestimmungen zur Umwelt-Haft-
pflichtversicherung und zur Umweltschadens-
versicherung

1  Allgemeine Bestimmungen
1.1  Mitversicherte Personen
Mitversichert sind

a)	 die gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und sol-
che Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des ver-
sicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, 
sowie der Fachkräfte für Arbeitssicherheit (gemäß Arbeitssicher-
heitsgesetz), der Sicherheitsbeauftragten und der für Umwelt-
schutz verantwortlichen Betriebsbeauftragten in dieser Eigen-
schaft;

b)	 sämtliche übrigen Betriebsangehörigen und in den Betrieb des 
Versicherungsnehmers eingegliederte Mitarbeiter fremder 
Unternehmen sowie aller für den Versicherungsnehmer freibe-
ruflich tätigen Personen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer 
dienstlichen Verrichtungen für den Versicherungsnehmer verur-
sachen;

c)	 die angestellten Betriebsärzte und das Sanitätspersonal, auch 
bei Gewährung „Erster Hilfe“ außerhalb des Betriebes;

d)	 der aus den Diensten des Versicherungsnehmers ausgeschie-
denen - ehemaligen - gesetzlichen Vertreter des Versicherungs-
nehmers und der sonstigen Betriebsangehörigen aus ihrer frü-
heren Tätigkeit für den Versicherungsnehmer.

Für Ziffer 1.1 b) bis d) gilt in der Umwelt-Haftpflichtversicherung 
(Ziffer I) zusätzlich:
Ausgeschlossen sind jedoch Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers nach dem Sozialgesetz-
buch VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß 
den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge 
des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.

1.2  Kfz/Arbeitsmaschinen/Anhänger
1.2.1  Mitversichert ist der Gebrauch von folgenden, nicht versiche-
rungspflichtigen Kfz:

	- Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwindig-
keit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren;

	- Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;
	- Hub- und Gabelstapler mit nicht mehr als 20 km/h Höchstge-
schwindigkeit;

	- selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h 
Höchstgeschwindigkeit. (Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind 
Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem 
Fahrzeug fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung von 
Arbeit, nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt 
und geeignet sind und die zu einer vom Bundesminister für Ver-
kehr bestimmten Art solcher Fahrzeuge gehören).

Hierfür gilt in der Umwelt-Haftpflichtversicherung (Ziffer I): Hinsicht-
lich Ziffer III 2.7 dieser Bedingungen gelten für die vorgenannten 
Kfz nicht die Ausschlüsse in Ziffer 3.1.2 und 4.2.1 AHB.

1.2.2  Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer 
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit 
Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht 
wird.

1.2.3  Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt  wird, der 
nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

2  Umfang der Versicherung/Versicherte Risiken
2.1  WHG-Anlagen
Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässer-
schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzula-
gern, zu befördern oder wegzuleiten.

Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen, die in Anhang 1 oder 2 
zum UmweltHG aufgeführt sind, Abwasseranlagen, Einwirkungen 
auf Gewässer sowie Schäden durch Abwässer.

- mitversichert für die gemäß Vorblatt bzw. Vertrag deklarierten 
Anlagen -

2.2  UmweltHG-Anlagen
Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum 
UmweltHG. Ausgenommen  sind Abwasseranlagen, Einwirkungen 
auf Gewässer sowie Schäden durch Abwässer.

- nicht mitversichert -

2.3  Sonstige deklarierungspflichtige Anlagen
Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz 
dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeige-
pflicht unterliegen, soweit es sich nicht um WHG- oder UmweltHG 
-Anlagen handelt. Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwir-
kungen auf Gewässer und Schäden durch Abwässer.

- nicht mitversichert -

2.4  Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko 
Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder 
Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein 
Gewässer derart, dass die physikalische, chemische oder biologi-
sche Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch den  Versi-
cherungsnehmer.
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Für die Umwelt-Haftpflichtversicherung (Ziffer I) gilt zusätzlich:
Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß Ziffer 7.14 
AHB findet insoweit keine Anwendung.

- mitversichert für die gemäß Vorblatt bzw. Vertrag deklarierten 
Anlagen -

2.5  UmweltHG-Anlagen/Pflichtversicherung
Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
UmweltHG.

- nicht mitversichert -

2.6  UHG-Regressrisiko
Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhal-
tung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffer 2.1 bis 2.5 oder Teilen, 
die ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind, wenn der Versi-
cherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist.

- mitversichert -

Für die Umwelt-Haftpflichtversicherung (Ziffer I) gilt zusätzlich:
Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß Ziffer 7.14 
AHB findet insoweit keine Anwendung.

Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles werden unter 
den in Ziffer I 5 genannten Voraussetzungen durch den Versicherer 
ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers der Anlage gegen 
den Versicherungsnehmer bestehen können.

2.7  Basis-Deckung
2.7.1  Umwelthaftpflicht-Basis-Deckung
Umwelteinwirkungen, die im Zusammenhang mit dem im Versiche-
rungsschein beschriebenen Risiko stehen, soweit diese Umweltein-
wirkungen nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgehen oder aus-
gegangen sind, die unter den Anwendungsbereich der 
Risikobausteine Ziffer 2.1 bis 2.6 fallen, unabhängig davon, ob 
diese Risikobausteine vereinbart wurden oder nicht.

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei 
ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zusam-
menhang mit versicherten Anlagen gemäß Ziffer 2.1 bis 2.5 und 2.7 
in Boden, Luft oder Wasser (einschließlich Gewässer) gelangen, 
ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu sein.

Der Versicherungsschutz gemäß Ziffer 2.1 bis 2.7 bezieht sich auch 
auf die Haftpflicht wegen Schäden eines Dritten, die dadurch ent-
stehen, dass Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelan-
gen.

- mitversichert -

2.7.2  Umweltschaden-Basis-Deckung

a)  Produktrisiko 
Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von Ziffer 
2.6 umfasst sind, nach Inverkehrbringen.

b)  Basisrisiko 
Sonstige Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eigenen 
oder fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter die Ziffer 2.1 bis 
2.7.2 a) fallen, unabhängig davon, ob diese Risikobausteine verein-
bart wurden oder nicht.

- mitversichert -

3  Deckungssumme, Maximierung, Serienschadenklausel, 
Selbstbehalt
3.1  Es gilt die gemäß Vorblatt je Versicherungsfall vereinbarte 
Deckungssumme und Jahreshöchstersatzleistung.

3.2  Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die 
Deckungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. 
Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf meh-
rere entschädigungs- oder ersatzpflichtige Personen erstreckt.

3.3  Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle durch

	- dieselbe Einwirkung auf die Umwelt,
	- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhenden Einwir-
kungen auf die Umwelt,

	- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden Ein-
wirkungen auf die Umwelt, wenn zwischen gleichen Ursachen ein 
innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher, Zusammenhang 
besteht, oder

	- die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln (gilt nur für 
die Umweltschadensversicherung gemäß Ziffer II)

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als 
eingetreten gilt.

Für die Umwelt-Haftpflichtversicherung (Ziffer I) gilt zusätzlich:
Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen.

Für die Umweltschadensversicherung (Ziffer II) gilt zusätzlich:
Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines An- 
spruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Ver-
halten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für 
den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Kosten 
gemäß Ziffer II 5 und Zinsen nicht aufzukommen.

3.4  Von jedem Versicherungsfall, hat der Versicherungsnehmer die 
gemäß Vorblatt vereinbarte Selbstbeteiligung selbst zu tragen.

4  Nachhaftung
4.1  Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen 
oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kün-
digung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so 
besteht der Versicherungsschutz für solche Schäden weiter, die 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber 
zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:

	- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer der zur Betriebs-/
Berufs-Haftpflichtversicherung vereinbarten Nachhaftung vom 
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an 
gerechnet.

	- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungs-
zeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des 
unverbrauchten Teils der Deckungssumme des Versicherungsjah-
res, in dem das Versicherungsverhältnis endet.

4.2  Die Regelung der Ziffer 4.1 gilt für den Fall entsprechend, dass 
während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versicher-
tes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeit-
punkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen ist.

Falls besonders vereinbart:

IV  Umweltkaskoversicherung
Sofern besonders vereinbart gilt zur Umweltschadensversicherung 
folgende Erweiterung:

Versicherungsbedingungen für die Zusatzbausteine 1 und 2 zur 
Umweltschadensversicherung  (Umweltkaskoversicherung  (UKV))

Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Bedingungen für die 
Umweltschadensversicherung (USV) einschließlich der dort 
benannten Bestimmungen der AHB und den nachfolgenden Verein-
barungen.

1  Zusatzbaustein 1
1.1  Abweichend von Ziffer II 10.1 besteht im Rahmen und Umfang 
dieses Vertrages Versicherungsschutz auch für Pflichten oder 
Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz

	- an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräumen, die sich 
auf Grundstücken einschließlich Gewässern befinden, die im 
Eigentum des Versicherungsnehmers stehen, standen oder von 
ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind oder waren.

	- an Boden, der im Eigentum des Versicherungsnehmers steht, 
stand oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen ist 
oder war, soweit von diesem Boden Gefahren für die menschliche 
Gesundheit ausgehen.
Für darüber hinausgehende Pflichten oder Ansprüche für Schä-
den an diesen Böden besteht Versicherungsschutz im Rahmen 
und Umfang dieses Vertrages und des Zusatzbausteins 2.



6344605  Jul25  (53N35B)  Seite 11 von 11

	- an Gewässern (nicht jedoch Grundwasser), die im Eigentum des 
Versicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, 
geleast, gepachtet oder geliehen sind oder waren.

Soweit es sich hierbei um Grundstücke, Böden oder Gewässer 
handelt, die vom Versicherungsnehmer gemietet, geleast, gepach-
tet oder geliehen sind oder waren, findet Ziffer II 1.1 letzter Absatz 
dann keine Anwendung, wenn der Versicherungsnehmer von einer 
Behörde in Anspruch genommen wird. Das Gleiche gilt, wenn er 
von einem sonstigen Dritten auf Erstattung der diesem auf der 
Grundlage des Umweltschadensgesetzes entstandenen Kosten 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts in Anspruch genommen wird.

Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des 
Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht 
abweichend von Ziffer II 6 und Ziffer II 7 kein Versicherungsschutz.

1.2  Abweichend von Ziffer II 10.2 besteht Versicherungsschutz 
auch für Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß 
Umweltschadensgesetz am Grundwasser.

2  Zusatzbaustein 2
2.1  Abweichend von Ziffer II 10.1 und über den Umfang des 
Zusatzbausteins 1 hinaus besteht im Rahmen und Umfang dieses 
Vertrages Versicherungsschutz für weitergehende Pflichten oder 
Ansprüche zur Sanierung des Bodens wegen schädlicher Boden-
veränderungen gemäß Bundesbodenschutzgesetz, wenn der Versi-
cherungsnehmer Eigentümer, Mieter, Leasingnehmer, Pächter oder 
Entleiher des Bodens und Verursacher des Schadens ist oder war.

Versicherungsschutz besteht ausschließlich für solche schädlichen 
Bodenveränderungen, die unmittelbare Folge einer plötzlichen und 
unfallartigen, während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages 
eingetretenen Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes des 
Versicherungsnehmers sind (Betriebsstörung). Ziffer II 3.2 findet 
keine Anwendung.

Soweit der Versicherungsnehmer Mieter, Leasingnehmer, Pächter 
oder Entleiher des Bodens ist oder war, findet Ziffer II 1.2 letzter 
Absatz keine Anwendung.

Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des 
Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht 
abweichend von Ziffer II 6 und Ziffer II 7 kein Versicherungsschutz.

2.2  Versicherte Kosten
In Ergänzung zu Ziffer II 5.2 sind die dort genannten Kosten für die 
Sanierung von Schädigungen des Bodens auch dann mitversichert, 
soweit von diesem Boden keine Gefahren für die menschliche 
Gesundheit ausgehen.

Versichert sind diese Kosten jedoch nur, sofern sie der Versiche-
rungsnehmer nach einer Betriebsstörung aufgrund behördlicher 
Anordnung aufwenden musste oder diese Kosten nach Abstim-
mung mit dem Versicherer aufgewendet wurden.

Mitversichert sind Kosten zur Beseitigung einer Kontamination der 
mit dem versicherten Betriebsgrundstück als wesentliche Bestand-
teile verbundenen Gebäude infolge einer Betriebsstörung gemäß 
Ziffer 2.1.

3  Nicht versicherte Tatbestände
Die in Ziffer II 10 genannten Ausschlüsse finden auch für die 
Zusatzbausteine 1 und 2 Anwendung. Falls im Versicherungsschein 
oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist, gilt:

Nicht versichert sind:

a)	 Kosten aus der Dekontamination von Erdreich infolge eines auf 
Grundstücken, die im Eigentum des Versicherungsnehmers ste-
hen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder 
geliehen sind oder waren, eingetretenen Brandes, Blitzschlages, 
einer Explosion, eines Anpralls oder Absturzes eines Flugkör-
pers, seiner Teile oder seiner Ladung. Dies umfasst auch die 
Untersuchung oder den Austausch von Erdreich, ebenso den 
Transport von Erdreich in eine Deponie und die Ablagerung oder 
Vernichtung von Erdreich. Versicherungsschutz für derartige 
Kosten kann ausschließlich über eine entsprechende Sach-/
Feuerversicherung vereinbart werden.

b)	 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, für die der Versiche-
rungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz 
beanspruchen kann.

c)	 Kosten im Sinne von Ziffer 2.2 soweit die Schädigung des 
Bodens des Versicherungsnehmers Folge einer Betriebsstörung 
beim Dritten ist.

d)	 Wird durch die Betriebsstörung gemäß Ziffer 2.1 eine beste- 
hende Kontamination des Erdreichs erhöht, so werden nur Auf-
wendungen ersetzt, die den für eine Beseitigung der bestehen-
den Kontamination erforderlichen Betrag übersteigen, und zwar 
ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den 
Versicherungsfall aufgewendet worden wäre. Die hiernach nicht 
zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch Sachverstän-
dige festgestellt.

V  Asbest
Sofern besonders vereinbart gilt zur Umwelt-Haftpflichtversicherung 
folgende Erweiterung:

1  Mitversichert ist - abweichend von Ziffer 7.11 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Personen-, Sach- und Vermögensschäden, 
die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurück-
zuführen sind.

2  Als Versicherungsfall gilt - abweichend von Ziffer 1.1 AHB und 
Ziffer I 4 - die erstmalige Geltendmachung eines gesetzlichen Haft-
pflichtanspruches privatrechtlichen Inhalts gegen den Versiche-
rungsnehmer oder eine mitversicherte Person durch Dritte während 
der Dauer des Versicherungsvertrages (claims made).

Ein Haftpflichtanspruch ist geltend gemacht, wenn gegen den Ver-
sicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person ein Anspruch in 
Textform erhoben wird oder ein Dritter dem Versicherungsnehmer 
in Textform mitteilt, einen Anspruch gegen diese zu haben.

3  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprüche 
wegen Personenschäden infolge von Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten gemäß Sozialgesetzbuch VII oder gleichartigen 
Bestimmungen anderer Länder.

4  Ziffer I 6.2 Satz 2 (Normalbetriebsrisiko) findet keine Anwen- 
dung.
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